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Im vorliegenden Dokument bezeichnet der Begriff „Minderheit” alle autochthonen, 
nationalen Minderheiten/Volksgruppen die in Europa leben.

An dieser Stelle verweisen wir auf die Charta der autochthonen, nationalen Min-
derheiten/Volksgruppen in Europa, die 2006 von der JEV und der FUEV gemeinsam 
verabschiedet wurde. Dort heißt es unter anderem:

„Zu den autochthonen, nationalen Minderheiten – auch bezeichnet als traditionelle 
und ethnische, kulturelle und sprachliche Minderheiten – zählen die durch Auswir-
kungen der europäischen Geschichte, durch Grenzziehungen und andere historische 
Ereignisse entstandenen nationalen Minderheiten / Volksgruppen sowie die Völker 
Europas, die nie einen eigenen Staat gegründet haben und auf dem Territorium eines 
Staates als Minderheit leben.”

Die Jugend Europäischer Volksgruppen (JEV) ist das größte europäische Netzwerk 
von Jugendorganisationen der europäischen ethnischen, nationalen und Sprach- 
minderheiten.

1. Europa der Vielfalt –  
Europa der Minderheiten
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1.1 Einleitung 
Kulturelle Vielfalt stärkt und bereichert Europa. Minderheiten tragen in großem 
Maße zum kulturellen Reichtum bei, denn allein in der EU leben mindestens 156 
Minderheiten und bereichern sie durch ihre Sprachen, Traditionen und Kulturgüter. 

Die kulturelle Vielfalt stellt Europa aber auch vor grundlegende Herausforderun-
gen. Denn kulturelle Unterschiede bringen auch Streitfragen mit sich und können 
Konflikte hervorrufen. Das Zusammenleben verschiedener Kulturen erfordert da-
her oft etwas mehr Anstrengung aller Beteiligten, als es in einem kulturell einheit-
lichen Lebensraum der Fall ist.

Als Vereinigung junger Menschen, die einer Minderheit angehören, kennen wir - 
die Jugend Europäischer Volksgruppen (JEV) – die Herausforderungen und Pro-
bleme, die kulturelle Vielfalt im täglichen Zusammenleben mit sich bringen kann, 
genau. Wir haben Erfahrungen mit den positiven aber auch den negativen Seiten 
der Zugehörigkeit zu einer Minderheit. Auch wenn es manchmal schwierig ist, so 
ist unsere Zugehörigkeit zu einer Minderheit ein Teil von uns, unseres Lebens und 
unserer Identität.

Wir freuen uns immer wieder darüber, uns mit anderen Menschen über unsere 
Kultur, Sprache und Traditionen auszutauschen und mit Stolz zu sagen: „Wir sind 
Teil einer Minderheit und wir wollen das es auch so bleibt!”
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Aus diesem Grund setzen wir uns, als JEV aktiv für den Erhalt der Minderheiten 
und ihrer Rechte ein und bemühen uns durch den interkulturellen Jugendaus-
tausch mit Mehrheiten und anderen Minderheiten ein vereintes, inklusives und 
vielfältiges Europa zu fördern und zu leben!

1.2 Wie hat sich der Minderheitenschutz entwickelt? 
Die Verankerung von Minderheitenrechten ist essentiell für ein friedliches Zusam-
menleben und eine kulturell vielfältige Zukunft. Die rechtliche Verankerung des 
Minderheitenschutzes verlief in den letzten Jahrzehnten nur schleppend. Erst in 
den 1990er Jahren wurde realisiert, dass politische Partizipation von Minderhei-
ten politische Stabilität in einem Staat bewirkt. Dennoch sind die bislang ver-
abschiedeten Übereinkommen oftmals nur Lippenbekenntnisse, da sie unzurei-
chend umgesetzt werden und so keine stabile Basis bilden, die Minderheiten 
für ein langfristiges Überleben benötigen würden. Für ein besseres Verständnis 
soll die Entwicklung des internationalen Minderheitenschutzes im Folgenden kurz 
umrissen werden.

Die Wichtigkeit des Schutzes von Minderheiten auf internationaler Ebene erkann-
te erstmals der Völkerbund (1920 –1946) an, und nahm daher entsprechende 
Bestimmungen auf. Die Vereinten Nationen waren im Gegensatz zu ihrem Vor-
gänger bei der Institutionalisierung des Minderheitenschutzes wesentlich zurück-
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haltender. Weder die Gründungsurkunde der Vereinten Nationen, noch die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte aus dem Jahr 1948 enthalten explizite 
Bestimmungen zum Schutz von Minderheiten.

Von Uneinigkeit über die Definition der „Minderheit” war auch der Entwurf des 
Minderheitenartikels im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte der Vereinten Nationen geprägt, der 1976 in Kraft trat. Der Begriff „Min-
derheit” wird zwar verwendet, aber nicht konkret definiert. Aus diesem lässt sich 
jedoch z.B. eine positive Diskriminierung von Angehörigen nationaler Minderhei-
ten herauslesen. Demzufolge ist der Staat verpflichtet, rechtliche Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine effektive Partizipation von Minderheiten zu ermöglichen, wenn 
die Minderheit betreffende Entscheidungen anstehen.

Nach dem Fall der Berliner Mauer und aufgrund der in der Folge immer wieder 
aufflammenden Minderheitenkonflikte in Osteuropa sowie einiger regionaler Strö-
mungen in Europa begann in den 1990er Jahren auch der Europarat, sich mit 
dem völkerrechtlichen Schutz von Minderheiten zu befassen.

So verabschiedete der Europarat 1995 das Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten. Dieses Abkommen erkennt ein kollektives 
Recht von Minderheiten an und ist das erste rechtlich verbindliche multilaterale 
Dokument dieser Art. Es verbietet jede Diskriminierung einer Person wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit sowie eine Assimilierung gegen ih-
ren Willen.
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Die 1998 in Kraft getretene Europäische Charta der Regional- oder Minder-
heitensprachen (Europarat) besagt u.a., dass der Schutz der historisch ge-
wachsenen Regional- oder Minderheitensprachen zur Erhaltung und Entwicklung 
der Traditionen und des kulturellen Reichtums Europas beiträgt. Daher ist es Ziel 
Sprachen aktiv zu schützen und zu fördern. Hierzu können sich die Unterzeichner-
staaten aus einem Maßnahmenkatalog von 96 Maßnahmen 35 heraussuchen und 
verpflichten sich, diese umzusetzen. Es gibt Berichtspflicht, jedoch keine Sankti-
onen bei nicht Einhaltung der Maßnahmen.

Die Europäische Union (EU) hingegen als anfangs reine Wirtschaftsgemein-
schaft zeigte lange Zeit kein Interesse am Minderheitenschutz. Erst mit der Ver-
abschiedung der „Kopenhagener Kriterien” 1993 wurde die EU neben dem Eu-
roparat zu einem wichtigen Akteur im Minderheitenschutz. Dieser gehört zu den 
EU-Beitrittskriterien, die von einem offiziellen Beitrittskandidaten erfüllt werden 
müssen, um volles Mitglied der EU zu werden. Doch in der letzten Zeit ist eine 
Stagnation der zunächst positiven Entwicklungen festzustellen. 

Auch nach Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon im Jahr 2009, gibt es keine 
Kompetenz der Union zur Regelung des Minderheitenschutzes und keine kohä-
rente Minderheitenpolitik. Um das zu ändern, unterstützt die Jugend Europäi-
scher Volksgruppen (JEV) die Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen 
(FUEV) bei ihrer Europäischen Bürgerinitiative „Minority Safe Pack”, welche die 
Minderheitenrechte in der EU und Europa stärken soll.



9

1.3 30 Jahre Jugend Europäischer Volksgruppen
Die Anfänge der Jugend Europäischer Volksgruppen (JEV) reichen zurück bis ins 
Jahr 1963, als während einer Tagung der FUEV in Aosta/Italien ein Jugendkomi-
tee ins Leben gerufen wurde. Im darauf folgenden Jahr fand eine erste Arbeitssit-
zung des Jugendkomitees statt, die zum Grundstein des traditionellen Jahreskon-
gresses der JEV, dem „Osterseminar”, werden sollte. Ihr erster Vorsitzender war 
von 1963–1965 der Sudetendeutsche Ossi Böse.

Der erste Kongress des damaligen Jugendkomitees fand im Jahre 1965 in Flens-
burg/Deutschland statt und wurde mit 25 vertretenen Minderheiten zu einem gro-
ßen Erfolg. Seit nun 50 Jahren findet traditionell in der Woche vor Ostern das 
sogenannte „Osterseminar” statt, zu dem jedes Jahr eine andere Mitgliedsorga-
nisation einlädt. Es gilt als das größte Treffen von Jugendlichen und Jugendorga-
nisationen aus Minderheiten mit mehr als 100 Teilnehmern aus ganz Europa und 
ist das zentrale Ereignis der JEV im Laufe des Jahres. Hier werden die Haupt-
versammlung abgehalten und die Weichen für die zukünftige Entwicklung der 
Organisation gestellt.

Die JEV selbst wurde 1984 auf dem Knivsberg in Nordschleswig/Dänemark ge-
gründet. Hierzu wurde das Jugendkomitee der FUEV aufgelöst und die „Jugend 
Europäischer Volksgruppen” von 11 Jugendorganisationen als eigenständige Or-
ganisation etabliert. Die Nordfriesin Christel Petersen wurde ihre erste Präsidentin. 
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Mit der politischen Wende in Europa 1989/1990 widmete sich die JEV verstärkt 
politischen Fragen zum gesamteuropäischen Minderheitenschutz.

Anfänglich eher ein übersichtlicher, familiärer Zusammenschluss, wuchs die JEV 
seit der politischen Wende stetig, gemeinsam mit ihren Herausforderungen. Heu-
te sind wir ein Netzwerk von 41 Jugendorganisationen mit 34 verschiedenen Min-
derheiten, und sind zugleich der einzige Dachverband dieser Art. Wir sind eine 
unabhängige, internationale nichtstaatliche Jugendorganisation, die Jugendliche 
aus europäischen Minderheiten zusammen bringt.

Fundament und Säulen der JEV

Das Fundament unseres Netzwerks bilden die 41 Mitgliedsorganisationen. Un-
sere Arbeit als JEV baut auf diesem Fundament auf und lässt sich in drei Säulen 
darstellen:

Die Erhaltung und Entwicklung von Minderheiten- und Volksgruppenrechten 
ist seit jeher das Hauptziel der JEV. Außerdem stärkt die JEV das Bewusstsein 
für die Angelegenheiten von Volksgruppen auch innerhalb der Mehrheitsbevölke-
rung. JEV-Veranstaltungen dienen vor allem als ein Forum für junge Menschen. 
Wir schaffen einen Raum der Anerkennung, der es allen ermöglicht ihre Identität 
zu leben. Hier lernt man durch zwischenmenschlichen Dialog Distanzen zu über-
brücken und Grenzen abzubauen. Die Seminare bieten verschiedenartige Work-
shops, die sich mit aktuellen Themen zur Situation der gastgebenden Minderheit 
und mit Minderheitenfragen im Allgemeinen beschäftigen. Um die besuchte Re-
gion und die jeweilige gastgebende Minderheit besser kennen zu lernen, umrah-
men auch Exkursionen, Vorträge, kulturelle und sportliche Aktivitäten, wie z.B. 
Konzerte, Kinobesuche und Kunst das Wochenprogramm. Oftmals stellen diese 
Seminare den Beginn eines langfristigen Engagements der Jugendlichen für Min-
derheiten dar und dienen auch als Motivationsquelle für die Arbeit in den eigenen 
Mitgliedsorganisationen.

Nach der internen Erweiterung und Festigung in den ersten Jahrzehnten des Be-
stehens unseres Netzwerks, begannen wir verstärkt mit europäischen zwischen-
staatlichen Institutionen zusammen zu arbeiten. So haben wir Seminare in Ko-
operation mit der European Youth Foundation des Europarates und „Jugend in 
Aktion”, dem Jugendprogramm der EU, abgehalten. Neben diesen europäischen 
Förderern wird die JEV heute auch vom deutschen Bundesministerium des In-
nern, derRegion Trentino-Südtirol (Italien) und dem Land Schleswig-Holstein un-
terstützt.

Mitgliedsorganisationen

Erhalt und Entwicklung 
von Minderheiten- und 
Volksgruppenrechten  

in Europa

Interkulturelle Austausch 
Jugendlicher und junger 

Erwachsener

Kooperation auf inter- 
nationaler, nationaler und 

regionaler Ebene mit  
minderheiten- und  

jugendpolitisch relevanten  
nteressenvertretern 
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2003 wurde die JEV kooperierendes 
Mitglied im Europäischen Jugendforum 
und 2010 schließlich vollwertiges Mit-
glied. Seither engagiert sich die JEV 
aktiv in diesem europäischen Dach-
verband bei Versammlungen und in 
Arbeitsgruppen. Außerdem pflegt die 
JEV bilaterale Partnerschaften mit den 
Roma-Netzwerken ternYpe – Internati-
onal Roma Youth Network und FERYP 
(Forum of European Roma Young Peo-
ple), die sich in gemeinsamen Semina-
ren und Projekten ausdrückt.

Die Zusammenarbeit mit der FUEV äußert sich nicht nur darin, dass der/die 
JEV-PräsidentIn einen ständigen Sitz im FUEV-Präsidium hat, sondern auch in der 
Gestaltung gemeinsamer Projekte. 2007 wurde z.B. von JEV, FUEN und EU-Par-
lamentsmitgliedern das Europäische Dialogforum ins Leben gerufen, um mit dem 
EU-Parlament auf Augenhöhe über minderheitenpolitisch relevante Themen zu 
diskutieren. Auch in dem von 2009 bis 2011 von der EU-Kommission finanzierten 
Netzwerk für Mehrsprachigkeit und sprachliche Vielfalt in Europa (RML2future), 
waren die FUEV und die JEV Partner. Ebenso im Folgeprojekt von 2012 bis 2014 
– language diversity – war die JEV ein aktiver Partner. 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass sich die JEV in ihrer 30-jährigen Geschich-
te zu einem kompetenten Partner in Bezug auf Minderheiten in Europa entwi-
ckelt hat und ein dynamisches und lebendiges Netzwerk von 41 Minderheiten-Ju-
gendorganisationen aus 20 europäischen Ländern bildet. 

1.4 Warum ein „JEV Weißbuch der Minderheitenrechte”? 
Unsere Herausforderungen

Als stetig wachsende und im dynamischen Wandel befindliche Organisation, ste-
hen wir vor immer neuen Herausforderungen. Einige zentrale Fragen beschäf-
tigten uns 2014 zu unserem 30-jährigen Jubiläum: Wie wollen wir uns als JEV 
entwickeln? Wie können wir unsere Ziele besser erreichen? Welchen Herausfor-
derungen wollen wir uns stellen? Ist es besser zu wachsen oder Bestehendes zu 
verwalten? Brauchen wir eine neue Strategie für unsere europaweit agierende 
Jugendorganisation?

Seit Beginn der Finanzkrise 2009 ist eine zunehmende Benachteiligung der Min-
derheiten in Europa zu beobachten. Insbesondere in Krisenzeiten, wenn nationale 
Haushalte gekürzt werden, sind es oft die schwächsten in der Gesellschaft, die 
betroffen sind. Minderheiten werden oftmals bewusst an den Rand gedrängt, so 
dass sich ihre Probleme vervielfältigen. Als Folge davon drohen der Verlust der ei-
genen Identität und der damit verbundenen kulturellen Vielfalt. Gerade in solchen 
Zeiten, in denen finanzielle Spielräume kleiner werden und kulturelle Konflikte 
zunehmen, bedarf es eines besonderen Schutzes der Minderheiten. Minderhei-
tenorganisationen können dabei einen großen Beitrag leisten; ihnen sind jedoch 
oftmals durch mangelnde Ressourcen die Hände gebunden.

Aus der Charta der autochthonen, nationalen 
Minderheiten/Volksgruppen in Europa:

„Zu den autochthonen, nationalen Minderhei-
ten – auch bezeichnet als traditionelle und

ethnische, kulturelle und sprachliche Minder-
heiten – zählen die durch Auswirkungen der

europäischen Geschichte, durch Grenzziehun-
gen und andere historische Ereignisse

entstandenen nationalen Minderheiten/Volks-
gruppen sowie die Völker Europas, die nie

einen eigenen Staat gegründet haben und auf 
dem Territorium eines Staates als

Minderheit leben.”
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Doch nicht nur in finanzieller, sondern auch in politischer Hinsicht sind negative 
Entwicklungen zu erkennen, so z.B. in der EU. In der EU-Kommission gibt es kei-
ne Zuständigkeit weder für Minderheiten, noch für Mehrsprachigkeit. In einigen 
Regionen Europas scheinen die Bemühungen Minderheiten in der Gesellschaft 
teilhaben zu lassen, sowie eine nachhaltige Minderheitenpolitik zu entwickeln, völ-
lig zum Erliegen gekommen zu sein. Hinzu kommen starke nationalistische Ten-
denzen und ein eindeutiger Rechtsruck in der europäischen Politik. Wir sehen 
uns daher in der Verpflichtung, diese Probleme aktiv anzugehen und wollen mit 
diesem Weißbuch der Minderheitenrechte einen entscheidenden Beitrag leisten.

Unsere Lösungsstrategie

Ein Weißbuch besteht grundsätzlich aus Berichten, die es vereinfachen sollen, 
einen Sachverhalt darzustellen, zu verstehen und zu lösen. Es werden Vorschläge 
zu verschiedenen Themenfeldern unterbreitet. Nicht nur wir als JEV, sondern auch 
Regierungen und stattliche wie nichtstaatliche Organisationen verwenden dieses 
Instrument zur Problemlösung. 

Mit dem „JEV Weißbuch der Minderheitenrechte” verfolgen wir folgende Ziele:

–– (noch immer) bestehende Probleme junger Minderheitenangehöriger aufzuzeigen

–– Eine neue Strategie für unser Netzwerk zu entwickeln

–– Forderungen, Vorschläge und Maßnahmen für staatliche und nicht-staatliche

Organisationen vom lokalen bis internationalen Level vorzulegen, um eine Ver-
besserung der Situation autochthoner Minderheiten zu bewirken. Das Weißbuch 
ist vielseitig Einsetzbar. Einerseits ist es als politisches Instrument darauf aus 
Entscheidungsträger zu beeinflussen und unsere politischen Standpunkte zu den 
Themen: 

–– Soziale Inklusion 

–– Sprache und Bildung

–– Roma Minderheit und 

–– Ehrenamt 

zu artikulieren. Andererseits ist es als internes Instrument Ausdruck unseres 
Selbstverständnisses und unserer Vision als europäisches Netzwerk und beinhal-
tet eine Ideensammlung die uns als JEV und unsere Mitgliedsorganisationen bei 
der Umsetzung unserer Ziele unterstützen soll. 

Viele JEVlerInnen und JEVler – vom Präsidium über Arbeitsgruppenmitglieder hin 
zu unseren Mitarbeiter/innen – haben an diesem Schriftstück mitgearbeitet. Ex-
terne Experten haben uns beraten und wir haben unsere Mitglieder in zwei Fra-
gebögen im Zeitraum 2013–2014 zu persönlichen und alltäglichen Erfahrungen 
befragt. Die Antworten wurden ausgewertet, zusammengefasst und bilden die 
Grundlage für das „JEV Weißbuch der Minderheitenrechte” indem sie als prakti-
sche Beispiele konkrete Herausforderungen aufzeigen. Das „JEV Weißbuch der 
Minderheitenrechte” dient dazu eine nachhaltige Zukunft unseres Netzwerkes zu 
gewährleisten. Wie jede NGO strebt auch wir als JEV danach unser Potenzial 
mit größtmöglicher Wirksamkeit zu entfalten und sind uns sicher das das „JEV 
Weißbuch der Minderheitenrechte” dank seiner partizipativen Ausarbeitung und 
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inhaltlichen Umfangs eine große Unterstützung dabei sein wird. Ein Dank gilt den 
Unterstützern unserer Organisation, ohne deren Unterstützung sich ein aktives 
Engagement für eine solidarische europäische Minderheitenpolitik noch schwie-
riger gestaltet! 

1.5 Quellen und weiterführende Literatur
–– Ethnologue, Languages of the World: www.ethnologue.com 

–– EUROBAROMETER 2006 und 2012: www.ec.europa.eu/public_opinion/ 
index_en.htm 

–– Euromosaic: www.uoc.edu/euromosaic/

–– Europarat: www.coe.int 

–– Europäische Kommission, Eurostat: www.ec.europa.eu/eurostat  

–– Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen: www.fuen.org 

–– Jugend Europäischer Volksgruppen: www.yeni.org 

–– Kühl, Jørgen: The Federal Union of European Nationalities. An Outline History 
1949–1999. Haderslev: Institute for grænseregionsforskning (2000)

–– language diversity: www.language-diversity.eu

–– Pan, Christoph/Pfeil, Beate Sibylle: Die Volksgruppen in Europa – Ein Hand-
buch. Braumüller, Wien (2000)

–– Pan, Christoph/Pfeil, Beate Sibylle: Minderheitenrechte in Europa. Hand-
buch der europäischen Volksgruppen Band 2. 2. Aufl. Wien: Springer-Verlag 
(2006)

–– Pan, Christoph/Pfeil, Beate Sibylle (Hg.): Zur Entstehung des modernen  
Minderheitenschutzes in Europa. Handbuch der europäischen Volksgruppen. 
Band 3. Wissenschaftliche Leitung: Peter Pernthaler. 3 Bände. Wien:  
Springer-Verlag (2006)

–– Toggenburg, Gabriel N./Rautz, Günther: ABC des Minderheitenschutzes in 
Europa. 1. Aufl. Stuttgart: UTB GmbH (UTB S) (2010)

–– UNESCO: www.unesco.org 
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2.1 Was ist soziale Inklusion?
Soziale Inklusion ist ein wichtiges Thema für Minderheiten. Soziale Inklusion de-
finiert den sozialen Status der Minderheiten in der Gesellschaft und bildet das 
Verhältnis zwischen der Mehrheit und den Minderheiten ab. Wie schon der ehe-
malige dänische Parlamentspräsident Ivar Hansen anmerkte: „Sage mir, wie die 
Minderheiten in deinem Land behandelt werden und ich werde dir sagen kön-
nen, in was für einem Staat du lebst.”

Soziale Inklusion umfasst viele kontroverse Themen, die für Minderheiten von exis-
tentieller Bedeutung sind und ihre soziale Stellung in der Gesellschaft festlegen. 
Wann immer es um offizielle Anerkennung, Diskriminierung oder Assimilation von 
Minderheiten geht, ist es der Grad der sozialen Inklusion, der beschrieben und 
beachtet wird. Da soziale Inklusion einen Gradmesser für die gleichberechtigte 
gesellschaftliche Teilhabe einer Minderheit darstellt, ist dieses Thema für uns von 
immenser Bedeutung. Daher ist für uns, die Jugend Europäischer Volksgruppen 
(JEV), soziale Inklusion ein integraler Bestandteil unseres Weißbuches.

Wir definieren soziale Inklusion als den gleichberechtigten Zugang einer Person 
oder Gruppe zu allen Aspekten einer modernen, demokratischen Gesellschaft. 
Dazu zählt der Zugang zu Staatsbürgerrechten und Pflichten mit der Möglichkeit 
zu politischer und sozialer Teilhabe, sowie dem gleichberechtigten Zugang zum 
Bildungs- und Beschäftigungssektor. 

Soziale Inklusion ist mehr als nur die In-
tegration von Minderheiten in die Mehr-
heitsgesellschaft. Vielmehr ist es die 
gleichberechtigte und respektvolle Ko-
existenz verschiedener Bevölkerungs-
gruppen innerhalb eines Staates. Den-
noch ist Integration der Begriff, der oft 
von Politikern und Interessenvertretern 
benutzt wird, wenn es um das Verhält-
nis zwischen Minderheiten und Mehr-

heit geht. Integration ist aber eine Form des Einschlusses ohne Gleichstellung 
der Minderheiten. Integration führt oft dazu, dass die eigene Sprache und Kultur 
zugunsten der Mehrheitsgesellschaft ohne wechselseitigen Austausch aufgege-
ben werden. Somit ist Integration eine Einbahnstraße, in der Minderheiten dazu 
gebracht werden, ihre eigene Lebensweise aufzugeben, um sich in die Mehrheits-
gesellschaft einzugliedern. 

Was für einige ein wünschenswerter Prozess sein mag, gilt jedoch nicht für jeden. 
Wir sehen die soziale Inklusion als demokratischere Alternative zur Integration. 
Inklusion ist ein Prozess, bei dem mehrere Wege zum Ziel führen: Alle Grup-
pen werden als gleichwertig und schützenswert angesehen. In einer inklusiven 

2. Soziale Inklusion

Wir definieren soziale Inklusion als den gleich-
berechtigten Zugang einer Person oder Gruppe 

zu allen Aspekten einer modernen, demokra-
tischen Gesellschaft. Dazu zählt der Zugang 
zu Staatsbürgerrechten und Pflichten mit der 
Möglichkeit zur politischen und sozialen Teil- 

habe, sowie dem geleichberechtigten Zugang 
zum Bildungs- und Beschäftigungssektor.

„Sage mir, wie die Minderheiten 
in deinem Land behandelt werden 
und ich werde dir sagen können, 
in was für einem Staat du lebst.”

Ivar Hansen
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Gesellschaft fördert der Staat alle gleich, anstatt nur einige zu favorisieren und 
andere zu benachteiligen. In Bezug auf Minderheiten spielt die positive Diskrimi-
nierung eine wichtige Rolle. Dabei hat der Nationalstaat die Pflicht, Maßnahmen 
zu ergreifen, um Angehörigen von Minderheiten eine vollständige und wirksame 
Gleichberechtigung in allen Lebenslagen zu gewähren. Dies umfasst ebenfalls 
Sonderregelungen für Minderheiten. 

Inklusion bewirkt, dass Menschen auf gleiche Weise an der Gesellschaft teilha-
ben und diese somit mitgestalten können. Eine gerechte und soziale Inklusion 
erzeugt keine Assimilation von Minderheiten in eine dominante Kultur, sondern 
ein friedfertiges Mit- statt Nebeneinander. Damit setzt sie alle Gruppen gleich, 
sowohl in Bezug auf deren Rechte als auch deren Verpflichtungen innerhalb der 
Gesellschaft. So ist eine inklusive Gesellschaft ein fairer und emanzipatorischer 
Rahmen für alle Gesellschaftsmitglieder. 

 

2.2 Warum beschäftigen wir uns mit sozialer Inklusion?
Soziale Inklusion ist von großer Bedeutung für Minderheiten in Europa, da es ein 
friedliches Zusammenleben von verschiedenen Kulturen und Ethnien in gegen-
seitiger Anerkennung und Respekt ermöglicht. Durch den intensiven Austausch 
unserer Mitgliedsorganisationen in unserem Netzwerk sind wir uns bewusst, dass 
trotz der positiven Entwicklungen bei der Durchsetzung von europäischen Min-
derheitenrechten in den letzten Jahrzehnten, praktisch alle unsere Mitglieder und 
Freunde immer noch Diskriminierung in ihren Nationalstaaten ausgesetzt sind.

Einer Minderheit anzugehören bringt oft auch Nachteile mit sich und kann so-
gar zu einer ernsthaften Bedrohung für die freie Entfaltung der eigenen Kultur 
sowie für die individuellen Rechte führen. Jedoch haben wir auch die Erfahrung 
gemacht, dass wenn ein klarer Fokus auf soziale Inklusion von Seiten der Eu-
ropäischen Union und anderen europäischen Institutionen vorhanden ist, große 
Erfolge verzeichnet werden können, wodurch eine Exklusion von Minderheiten in 
Europa verhindert werden kann. 

Während der Evaluation unserer Mitgliederbefragung, sowie der Analyse der 
30-jährigen Geschichte der JEV, haben wir drei Schwerpunkte der sozialen Inklu-
sion von Minderheiten ausmachen können. Wir glauben, dass diese Schwerpunk-
te die wichtigsten Indikatoren für die Messung sozialer Inklusion von Minderheiten 
in Europa sind, da sie sowohl in wissenschaftlich empirischer, als auch in emoti-
onaler Hinsicht erfassbar sind. 

Jeder der drei Schwerpunkte hat eine starke Wirkung auf die Lebenswelt der 
Minderheiten in ihrem Alltag. Auch wenn eine ausgeprägte Wechselbeziehung 
dieser Schwerpunkte besteht, wollen wir sie in den nächsten drei Kapiteln ge-
sondert betrachten, um auf Herausforderungen hinzuweisen, denen Minderheiten 
tagtäglich begegnen. Darüber hinaus haben wir mehrere aktuelle Beispiele von 
unseren Mitgliedern zusammengetragen, um die Aktualität jedes Schwerpunktes 
hervorzuheben und mögliche Wege aufzuzeigen, die Situation der Minderheiten 
in Europa zu verbessern.
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Die drei Schwerpunkte der sozialen Inklusion sind:

Offizielle Anerkennung: Bezeichnet die Anerkennung von Minderheitengruppen 
durch die Öffentlichkeit, z.B. durch nationalstaatliche Institutionen, Medien, Nicht-
regierungsorganisationen und anderen einflussreichen Interessenvertretern. 

Diskriminierung: Bezeichnet die Ungleichbehandlung von Personen oder Grup-
pen im Vergleich zu anderen innerhalb der Gesellschaft.

Assimilation: Bezeichnet den sozialen Druck, der zu einer monokulturellen Ge-
sellschaft führt, in welcher die Kulturen und Werte von Minderheiten durch die 
der dominanten Kultur ersetzt werden, anstatt die eigene Kultur frei auszuleben.

2.3 Offizielle Anerkennung
Die offizielle Anerkennung ist die Grundlage für den Erhalt der Minderheiten. Ob-
gleich internationale sowie staatliche Organisationen – wie die Vereinten Natio-
nen, der Europarat und die Europäische Union – in ihren rechtlichen Dokumenten 
immer wieder die Wichtigkeit der offiziellen Anerkennung von Minderheiten beto-
nen, sind nach wie vor erhebliche Hindernisse im Hinblick auf die Anerkennung 
von Minderheiten in einigen Nationalstaaten erkennbar.

Bei unserer stetigen Arbeit im Bereich der Minderheitenrechte erleben wir immer 
wieder große Unterschiede zwischen den einzelnen Nationalstaaten Europas. Of-
fenkundig sind sowohl positive als auch negative Veränderungen hinsichtlich des 
Ausmaßes der Anerkennung von Minderheiten in den europäischen Staaten vor-
handen. Eine fehlende offizielle Anerkennung beeinträchtigt die Minderheiten in 

der Möglichkeit ihre Rechte einzufordern, 
sowie ihre Kultur innerhalb der Mehrheits-
gesellschaft auszuleben.

Dabei halten die Vereinten Nationen in 
Art.27 des Internationalen Pakts über bür-
gerliche und politische Rechte fest, dass:

„In Staaten mit ethnischen, religiösen 
oder sprachlichen Minderheiten darf An-

gehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, gemein-
sam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu 
pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer eige-
nen Sprache zu bedienen.”

Die offizielle Anerkennung ist der erste entscheidende Schritt, um die Rechte 
der Minderheiten zu gewährleisten. Auch sichert die Anerkennung ihnen den es-
sentiellen Zugang zu Rechten, um strukturelle Diskriminierung und Assimilierung 
zu verhindern. Der Grad der Anerkennung in Europa variiert beträchtlich in den 
einzelnen Staaten und Regionen. Dabei unterscheidet sich die Situation in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union stark. Staaten wie Frankreich oder Grie-
chenland erkennen ihre Minderheiten gar nicht an. In Deutschland, Slowenien und 
Dänemark wiederum sind die Minderheiten offiziell anerkannt. 

Der Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte der Vereinten Nationen trat 
im Jahre 1976 in Kraft. Darin enthalten sind 

individuelle Rechte, die eine freiwillige 
Partizipation in der Gesellschaft gewährleis-

tet und politische, kulturelle und soziale 
Rechte festlegt. 
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Die offizielle Anerkennung ist der erste entscheidende Schritt, um die Rechte von 
Minderheiten zu gewährleisten. Auch sichert die Anerkennung ihnen den essen-
tiellen Zugang zu Rechten, um strukturelle Diskriminierung und Assimilierung zu 
verhindern. Der Grad der Anerkennung in Europa variiert in den einzelnen Staaten 
und Regionen beträchtlich. Staaten wie Frankreich oder Griechenland erkennen 
ihre Minderheiten gar nicht an. In Deutschland, Slowenien und Dänemark wiede-
rum sind die Minderheiten offiziell anerkannt. 

Mit der offiziellen Anerkennung erhalten Minderheiten Rechte, die von wesent-
licher Bedeutung für sie sind. Als zentrale Aspekte gelten die Verwendung der 
Minderheitensprache als „Lingua franca”, Rechtsschutz, die Garantie der sozialen 
und politischen Teilhabe in der Gesellschaft, die Berücksichtigung spezifischer 
Bedürfnisse im Bildungssystem, mediale Repräsentation, sowie die Möglichkeit 
die Minderheitenkultur frei auszuleben.

Beispiele der JEV Mitgliedsorganisationen

Ein Negativbeispiel in Bezug auf die fehlende Anerkennung von Minderheiten in Eu-
ropa stellt die Situation des Consilul al Tinirilor Armanji (CTArm), der aromunischen 
Minderheit in Rumänien dar. Die Anerkennung der Aromunen durch den Staat Ru-
mänien ist nicht gegeben. Als Reaktion auf die verweigerte Anerkennung Rumä-
niens, ging CTArm durch alle nationalen Rechtsinstanzen. Nichtsdestotrotz stellte 
das Ergebnis eine Enttäuschung dar und hatte keine Verbesserung der Situation 
der Aromunen in Rumänien zufolge. Innerhalb der rumänischen Gesetzgebung wur-
de Aromunisch lediglich als nationaler Dialekt anerkannt.

Die Entscheidung der nationalen Gerichte und des Staates Rumänien hat fata-
le Folgen für CTArm. Durch die fehlende Anerkennung bleibt den Aromunen der 
Zugang zu Instrumenten der politischen Partizipation verwehrt. Zusätzlich ist es 
ihnen nicht möglich, wesentliche Rechte einzufordern, die zur Erhaltung ihrer Kul-
tur und Sprache von essentieller Bedeutung sind. Darüber hinaus stehen ihnen 
wichtige Elemente, die für die soziale 
Inklusion der Minderheiten von großer 
Bedeutung sind, wie unter anderem Bil-
dungsangebote oder Medien nicht zur 
Verfügung. Obwohl Rumänien eine mul-
tikulturelle und multiethnische Gesell-
schaft besitzt, bestehen auf rechtlicher 
Ebene Hindernisse eine gleichberech-
tigte Teilhabe aller Gesellschaftsmitglie-
der zu verwirklichen. 

Es existieren in Europa aber auch positive Tendenzen hinsichtlich der Anerkennung 
von Minderheiten. Die Wirkung der offiziellen Anerkennung ist unter anderem in der 
Grenzregion zwischen Dänemark und Deutschland erkennbar. Die Anerkennung 
der deutschen Minderheit in Dänemark sowie der dänischen Minderheit in Deutsch-
land bezieht sich auf die Bonn-Kopenhagener Erklärungen zwischen Dänemark und 
Deutschland aus dem Jahre 1955. Die positiven Auswirkungen dieser Erklärung 
auf die Rechtslage und damit den Erhalt der Minderheiten im deutsch-dänischen 
Grenzland sind enorm. Durch die politische Partizipation mittels eigener Parteien 
sowie öffentlich finanzierter Institutionen, gewährleisten beide Staaten eine politi-
sche als auch kulturelle Gleichberechtigung der Minderheiten im Grenzland. 

Die Bonn-Kopenhagener Erklärung, die von  
Dänemark und Deutschland im Jahre 1955 

unterzeichnet wurde, garantiert der deutschen 
und dänischen Minderheit in den jeweiligen  
Nationalstaaten umfangreiche Rechte und 

garantiert eine demokratische Inklusion der 
beiden Minderheiten.
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Die Anerkennung ermöglicht ihnen demokratische Teilhabe, staatliche Förderung 
und damit den Erhalt von Kultur und Sprache in den Regionen. Der Zugang zu öf-
fentlichen und finanziellen Ressourcen erlaubt es den Minderheiten im Grenzland 
eine eigene mediale Repräsentation durch Zeitungen, Rundfunk sowie spezifischen 
medienbezogenen Maßnahmen, um ihre individuelle Kultur und Identität zu fördern. 
Mehrheit und Minderheit profitieren gleichermaßen aus den mit der Anerkennung 
verbundenen Ressourcen wie auch der kulturellen Vielfalt ihrer Gesellschaft.

Offizielle Anerkennung kann als ein Instrument zur Demokratieförderung sowie Kon-
fliktprävention gesehen werden. Demokratische Vielfalt, die mit der Anerkennung 
der nationalen und ethnischen Minderheit in Europa einhergeht, sichert nicht nur 
spezifische Rechte für diese Bevölkerungsgruppen, sondern wirkt auch möglichen 
Konflikten zwischen kulturell verschiedenen Gruppen der Gesellschaft entgegen. 
Anhand der aufgezeigten Unterschiede in den verschiedenen europäischen Staa-
ten wird die ambivalente Situation der Minderheiten deutlich. 

Wir, die JEV – verurteilen ausdrücklich die unrechtmäßige Verweigerung der offizi-
ellen Anerkennung von Minderheiten. Die angeführten Beispiele machen deutlich, 
dass die offizielle Anerkennung von Minderheiten von entscheidender Bedeutung 
zur Sicherung ihrer Rechte sowie ihres kulturellen Erbes ist. Die fehlende Anerken-
nung beeinträchtigt nicht nur die Möglichkeit der Einflussnahme – sie bringt auch 
die Gefahr lang andauernder sozialer sowie politischer Konflikte hervor, die eine 
mögliche Instabilität innerhalb der Nationalstaaten und ihrer Gesellschaften zur Fol-
ge haben kann. Wir als JEV sind der Auffassung, dass die offizielle Anerkennung 
von Minderheiten von herausragender Bedeutung ist, um die Vielfalt in der Gesell-
schaft zu stärken, sowie nationalen und ethnischen Konflikten vorzubeugen. Daher 
sollte es für jeden Nationalstaat von Interesse sein, durch die offizielle Anerkennung 
sowie aktive Unterstützung von Minderheiten die kulturelle Vielfalt zu fördern, um 
ein friedliches und respektvolles Miteinander zu gewährleisten

2.4 Diskriminierung
Die Diskriminierung von Minderheiten in Europa ist ein aktuelles Problem, dem 
viel Aufmerksamkeit gebührt. Wir die Jugend Europäischer Volksgruppen (JEV), 
verurteilen jegliche Form der Diskriminierung, besonders treten wir dabei gegen 

die Diskriminierung von Volksgruppen 
ein. Obwohl in vielen Staaten Gleich-
stellung gesetzlich verankert ist, gehört 
Diskriminierung zum Alltag der Minder-
heiten.

Diskriminierung entsteht meist aus Unwissenheit oder Ignoranz und ist eine grobe 
Verletzung der Rechte einer Person oder Gruppe. Diskriminierte Menschen werden 
aufgrund individueller oder gruppenspezifischer Merkmale systematisch an der Aus-
übung ihrer Menschenrechte gehindert. Die betreffende Person oder Gruppe er-
fährt auf unrechtmäßiger Grundlage einen Nachteil im Vergleich zu anderen in einer 
vergleichbaren Ausgangssituation. Grundlage für Diskriminierung kann Ethnizität, 
Religion, nationale oder soziale Herkunft, Sprache, physisches Äußeres, Abstam-
mung, Geschlecht, sexuelle Präferenz, Alter oder Behinderung sein. Auch wenn der 
Diskriminierung keine vernünftige und objektive Rechtfertigung zugrunde liegt, ist es 
wichtig zu verstehen, warum Menschen immer wieder Erfahrung mit Diskriminierung 

Unter Diskriminierung versteht man die Benach-
teiligung einer Person oder Gruppe in Relation 
zu anderen in einer vergleichbaren Situation. 
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machen und warum sie so verschiedene Formen annehmen kann. 

Alle Mitgliedsorganisationen haben uns von Situationen berichtet, in denen sie dis-
kriminiert worden sind. Der Grund war meistens ihre nationale bzw. ethnische Zu-
gehörigkeit. Diskriminierung kann sich sehr direkt äußern, zum Beispiel in Form ei-
ner Hassrede, Gewalttaten oder rassistischen Äußerungen. Unsere rätoromanische 
Mitgliedsorganisation Giuvetegna Rumantscha aus der Schweiz, liefert uns hier ein 
Beispiel, wie es ist aufgrund seiner Sprache diskriminiert zu werden:

„Besonders im deutschsprachigen Teil des Kantons Graubünden (ebenfalls Hei-
mat der Rätoromanen) wird der öffentliche Gebrauch des Rätoromanischen von 
stereotypischen Witzen begleitet. Darum muss man sich als Rätoromane in sol-
chen Situationen entscheiden, ob man nun eine Grundsatzdiskussion starten 
möchte, oder lieber über sich selbst lachen will und kann. Wer zu oft mit sol-
chem Hohn und Spott konfrontiert ist, verliert eines Tage die Freude an seiner 
eigenen Sprache, Kultur und Identität.”

Viel subtiler aber dennoch gefährlich, ist die indirekte Diskriminierung. Diese 
liegt vor, wenn scheinbar neutrale Vorschriften, Kriterien, Verfahren oder Gesetz-
gebungen vorliegen, die für bestimmte Personen einen Nachteil darstellen. Unse-
re Mitgliedsorganisationen berichteten von einem spürbaren Nachteil bezüglich 
Beschäftigungschancen, dem Recht auf Nutzung ihrer Minderheitensprache so-
wie dem Zugang zu öffentlichen Institutionen, weil sie Angehörige einer natio-
nalen oder ethnischen Minderheit sind. Obwohl im Gesetz ein Nichtdiskriminie-
rungsgebot verankert ist, schützt es oftmals nicht vor Diskriminierung. 

Insbesondere wenn es zu Entscheidungen in öffentlichen oder privaten Institu-
tionen kommt, ist häufig eine systematische Benachteiligung anzutreffen. Die 
fehlende gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung von Minderheiten ist eine 
häufig auftretende Form der institutionellen Diskriminierung. Der Jugendrat der 
aromunischen Minderheit aus Albanien VYCA, berichtet über beobachtete Fälle 
von institutioneller Diskriminierung: 

„Wenn man die Aromunen in Albanien repräsentiert fühlt man sich diskriminiert. 
Man fühlt das, wenn man versucht Gelder für Projekte zu beantragen, wenn man 
im Namen seiner Minderheit in der Öffentlichkeit spricht, oder wenn viele Türen 
der Behörden für Angehörige der Minderheit verschlossen bleiben”. 

Institutionelle Diskriminierung und damit der erschwerte Zugang der Minder-
heiten zu öffentlichen Institutionen und Dienstleistungen ist besonders nachteilig 
für den Erhalt und die Sicherung des kulturellen und linguistischen Erbes dieser 
Gesellschaftsmitglieder

Wird die Minderheit direkt oder indirekt dazu gezwungen ihre kulturellen und 
sprachlichen Besonderheiten zugunsten der dominanten Kultur ihres Landes auf-
zugeben, so kann von einer strukturellen Diskriminierung gesprochen werden. 
Assimilation ist das Phänomen, von dem die meisten Minderheiten betroffen sind 
und wird im Folgenden noch näher erläutert.

Um ein umfassendes Verständnis über das Ausmaß der Nachteile zu erhalten, die 
ein Individuum aufgrund seiner Zugehörigkeit zu einer nationalen und ethnischen 
Minderheit erfahren muss, reicht es nicht aus die Typen der Diskriminierung zu 
betrachten. In den meisten Fällen zeigt sich Diskriminierung als ein multidimensio-
nales Erlebnis, da auch die Identität eines Menschen nicht nur durch die Zugehö-
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rigkeit zu einer spezifischen kulturellen 
oder sozialen Gruppe geprägt ist, son-
dern sich aus einer Vielfalt verschiede-
ner Identitäten zusammensetzt. 

Die Kategorisierung als Frau, Mann, 
Queer, Angehörige einer bestimmten 
Nationalität, Glaubensrichtung oder 

Sprachgruppe, Sexualität, die Nutzung einer bestimmten Sprache oder physische 
und psychische Leistungsfähigkeit, usw. sind Identitätsdimensionen einer jeden 
Person. Wird ein Mensch nun aufgrund mehrerer Identitätsmerkmale diskriminiert, 
wird von multipler Diskriminierung gesprochen.1 

Multiple Diskriminierung kann anhand des folgenden Beispiels verdeutlicht wer-
den: Stellen Sie sich eine junge Angehörige der Roma Minderheit vor, die sich für 
einen Job bewirbt. Der Arbeitgeber betrachtet die junge Frau mit vielen Vorurtei-
len, wegen derer er sie trotz geforderter Qualifikation ablehnt: Sie ist jung, Romni 
und eine Frau. Der Arbeitgeber will keine Beschäftigte, die der Roma Minderheit 
angehört, aber vor allem keine junge Romni, da sie seiner Meinung nach viele 
Kinder bekommen wird und ihrer Beschäftigung nicht mehr nachgehen kann.2

Warum aber kommt es überhaupt zu Diskriminierung? Wieso werden Menschen 
von anderen benachteiligt? Wieso ist Diskriminierung aufgrund kultureller und eth-
nischer Unterschiede so weit verbreitet? Und wie kann man ihr entgegenwirken? 
Diskriminierung basiert oftmals auf Unwissenheit, Ignoranz, Vorurteilen sowie Ste-
reotypen bestimmter Menschen. Minderheiten sind nahezu tagtäglich mit solchen 
Vorurteilen, beleidigenden Äußerungen und der Ignoranz bezüglich der ihnen zu-
stehenden Rechte in der Gesellschaft konfrontiert. 

Unwissenheit über die Geschichte und kulturellen Traditionen der Minderheiten 
muss aber nicht zwangsläufig zu Diskriminierung führen. Existiert ein stabiles 
Rechtsschutzsystem der Minderheiten, sind sie in die Mehrheitsbevölkerung zu-
mindest rechtlich inkludiert und gibt es ein pluralistisches Verständnis der Lan-
deskultur, können Vorurteile abgebaut werden, bevor sie entstehen, da die Ge-
sellschaftsmitglieder institutionalisierte Möglichkeiten besitzen, Wissen über die 
verschiedenen Kulturen und Lebensweisen zu erhalten. 

Wird die Kultur der Mehrheitsbevölkerung aber als „die Norm” der Gesellschaft 
betrachtet, und damit als „normal” gesehen, können im Umkehrschluss typische 
Eigenschaften der Minderheiten, beispielsweise ihre Sprache oder Kultur, als Ab-
weichung von der Norm und somit als weniger wertvoll für das Gemeinwohl und 
die nationale Identität gesehen werden.

Die Häufigkeit in der wir als Minderheiten Diskriminierung erfahren zeigt uns, dass 
noch lange nicht von einer sozialen Inklusion der Minderheiten in Europa gespro-
chen werden kann. Wir sind der Meinung dass jeder Fall von Diskriminierung be-
achtet und aufgearbeitet werden muss, da wir nur dadurch aufklären können, um 
aktiv gegen Vorurteile, Stereotype und damit Diskriminierung anzukämpfen

2.5 Assimilation
Für Minderheiten ist Assimilation ein zentrales Problem. Auch wenn Kultur sich 
stetig wandelt, neu definiert und von neuen Einflüssen geformt wird, kann es auch 

Die Identität eines Individuums ist nicht nur 
durch die Angehörigkeit zu einer bestimmten 

kulturellen Gruppe bestimmt, sondern formiert 
sich durch eine Vielzahl von Identitäten. Wenn 
eine Person auf Grundlage einer Kombination 

dieser Charakteristika diskriminiert wird, nennt 
man dieses Multiple Diskriminierung.
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zu einem erzwungenen kulturellen Wandel kommen. In Nationalstaaten gibt es 
meist nur eine dominante Kultur, weshalb Minderheiten oft unter Druck stehen, 
ihre speziellen kulturellen Eigenarten zurückzustellen oder gar aufzugeben, um 
sich in die vorherrschende Kultur und somit an die Gesellschaft anzupassen. Ob-
gleich die Übernahme von Verhaltensmerkmalen und Werten anderer Menschen 
zur Entstehung von Kulturen dazugehört, so ist Assimilation und damit das Ver-
schwinden von Kulturen ein schleichender Prozess, der sehr harmlos beginnen 
kann. Die Ursprünge der Assimilation können bereits in sehr banalen Dingen, 
wie einem Gespräch zwischen zwei Personen, beobachtet werden. Ein natürli-
cher Austausch von Sprache und Zeichen, wie ein einfaches „Hallo!”, sind die 
Grundsteine eines jeden Gespräches. Schon dieses sehr simple Ereignis zwingt 
die beteiligten Personen dazu ihr Verhalten anzupassen. Dabei können sie dazu 
gezwungen sein neue und notwendige Werkzeuge zu erlernen, die es ihnen über-
haupt ermöglichen in Kontakt zu treten. Dies könnte zum Beispiel das Erlernen 
einer Sprache wie English sein, damit eine einheitliche Kommunikation entsteht, 
oder auch das Händeschütteln zur Begrüßung.

Zugleich bedeutet der Austausch zwischen zwei Kulturen nicht gleich etwas Ne-
gatives. Vielmehr ist es ein fruchtbarer Boden für eine positive Entwicklung der 
Gesellschaft als Ganzes, und bietet mehrere Möglichkeiten für ein tiefes gegen-
seitiges Verständnis und einen friedlichen Austausch. 

Leider neigen Nationalstaaten dazu, Minderheitenkulturen zu assimilieren und in 
die Mehrheitskultur zu integrieren. Dies geschieht sowohl auf eine direkte und 
gewollte Art, wie auch auf eine versteckte und ungewollte Weise. Zum Beispiel 
möchte ein Nationalstaat zugunsten eines einheitlichen bürokratischen Systems 
auf allen Ebenen den Gebrauch einer einheitlichen Landessprache durchsetzen. 
Durch die Vereinheitlichung entstehen zwar einige Vorteile, wie eine einfachere 
Organisation, jedoch wird dadurch die kulturelle und somit auch sprachliche Viel-
falt des Landes vernachlässigt. 

Eine solche Vereinheitlichung zugunsten einer dominanten Kultur und Sprache 
kann zu erheblichen Spannungen und sogar Konflikten innerhalb der Gesellschaft 
führen. Diese können ganz unterschiedlich von den verschiedenen Gesellschafts-
mitgliedern wahrgenommen werden, indem z.B. sich die einen der Assimilation 
gar nicht bewusst sind, und die anderen sich stark unterdrückt fühlen. Solche 
Konflikte sind zumeist emotional aufgeladen, da bei ihnen die individuelle Le-
bensweise im Mittelpunkt steht. Daher bedarf es einer Aufklärung der möglichen 
Folgen der Assimilation, wie auch der mit ihr verbundenen Ängste und Unsicher-
heiten beider kultureller Gruppen. Nur so können Vorurteile und Ablehnung ge-
genüber bestimmten Gesellschaftsmitgliedern verhindert werden.

Wir als JEV stellen fest, dass sich die schwerwiegenden Folgen der Assimilierung 
von Minderheiten sich nicht leugnen lassen. Sowohl der Rückgang der Sprecher 
von Minderheitensprachen, als auch der aktiv ausgeübte Druck von Seiten der 
Mehrheit die jeweilige Minderheitenkultur aufzugeben, gehören zu den dringlichs-
ten Problemen unserer Mitglieder. Die Gründe dafür sind vielfältig und oftmals 
auf eine vereinheitlichende Sprach- und Kulturpolitik zurückzuführen. Sogar in 
Gesellschaften mit einer gut funktionierenden Demokratie und einem ausgewo-
genem Verhältnis zwischen Minderheiten und Mehrheit ist Assimilation ein Teil 
der Lebensrealität. Aber auch eine aktive Minderheitenpolitik mancher Staaten 
kann dem schleichenden Prozess der Assimilation, vor allem in strukturschwa-
chen Regionen, schwer entgegenwirken. Dazu trägt bei, dass Investitionen und 
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politische Entscheidungen oft kulturelle und geographische Zentren begünstigen, 
wie z.B. Regionen von einer besonderen strategischen oder ökonomischen Be-
deutung, andere Standorte jedoch, die besonders für die Minderheiten bedeut-
sam sind, vernachlässigen. Doch gerade diese meist ländlich geprägten Gebiete 
und die dort lebenden Menschen haben ein Recht auf Entwicklung, Sicherheit 
und Wohlstand. Nur indem wir diese sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Lebensräume bewahren, können wir dem kontinuierlichen Verfall dieser Gebie-
te entgegenwirken und ihre soziale und ökonomische Entwicklung vorantreiben. 
Ein markantes Beispiel bietet uns die Situation der Bildungsinfrastruktur in den 
betreffenden Regionen. Wenn junge Minderheitenangehörige eine höhere Bil-
dungseinrichtung besuchen wollen, haben sie meist keine Möglichkeit dies auch 
in ihrer Heimatregion zu tun. Zumeist finden diese jungen Menschen auch nach 
erfolgreicher Ausbildung keine Beschäftigungsmöglichkeiten in den jeweiligen 
Regionen. Daher verlassen viele Jugendliche ihre Region und verlieren die enge 
Bindung an ihre Kultur. Eine entsprechende Situation schildern uns viele unserer 
Mitglieder, so zum Beispiel die nordfriesische Minderheit: „Ein großes Problem 
in unserer Region ist, dass viele Jugendliche fürs Studium wegziehen und dann 
nicht wieder kommen (können), weil es hier nicht genug Jobs für Akademiker 
gibt.” (Rökefloose 2014)

Eine ähnliche Situation finden wir auch in der Schweiz bei unseren rätoromanischen 
Mitgliedern vor: „Die rätoromanischen Gebiete liegen alle in gebirgigen Randregi-
onen, wo es wenig (attraktive) Arbeitsplätze gibt. Zudem fehlen universitäre Aus-
bildungsmöglichkeiten in diesen Regionen. Dies hat zur Auswirkung, dass viele 
Jugendliche für die Ausbildung und die Stellensuche die rätoromanischen Täler 
verlassen. Nur wenige von ihnen kehren wieder zurück.” (GiuRu 2014)

Noch schwerwiegender als diese versteckte und passive Form ist jedoch die aktive 
und beabsichtigte Assimilation der Minderheiten. Zum Beispiel hat eine unzureichen-
de Anwendung von Minderheitenrechten oder sogar der Boykott der Umsetzung 
entsprechender Rechte durch öffentliche Institutionen die aktive Förderung der Assi-
milation zur Folge. Unsere Mitglieder berichten uns immer wieder von Sachbeschädi-
gungen und gewalttätigen Übergriffen auf ihre Angehörigen. Solche nationalistischen 
Tendenzen sind leider auch in der aktuellen EU Politik erkennbar. Die europäische 
Politik und damit auch die seiner Mitgliedsstaaten verfolgt meist eine Politik, die auf 
Vereinheitlichung ausgerichtet ist und damit individuelle Bedürfnisse der Minderhei-
ten übergeht. Stattdessen wird zum Teil sogar eine offene Assimilations-Strategie 
verfolgt, die eine einheitlichere Gesellschaft zum Ziel hat. Solche aktiven Assimila-
tions-Strategien sind nicht nur ein dunkler Teil unserer europäischen Geschichte, 
sondern primär ein Zeichen für mangelnde Demokratie und Unrecht. Auch das heu-
tige Europa bleibt nicht von solchen Tendenzen verschont und ist zum Alltag für alle 
autochthonen und nationalen Minderheiten geworden. Die Konsequenzen solcher 
Tendenzen stellen eine Gefahr für eine pluralistische und multikulturelle europäische 
Gesellschaft dar, und müssen daher aktiv von den europäischen Staaten, deren In-
stitutionen sowie zivilgesellschaftlichen Akteuren bekämpft und verhindert werden. 

Wir – die JEV – sind überzeugt, dass nur ein nicht-diskriminierendes, institutionel-
les und rechtliches Umfeld, in dem sich alle Minderheiten frei entfalten können, sie 
auch vor Diskriminierung und Assimilierung zu schützen vermag. Deshalb verlangen 
wir eine kompromisslose und ehrliche soziale Inklusion von Minderheiten in Europa! 
Alle Beteiligten müssen gleichwertig an der Verteilung und Verfügbarkeit der gemein-
samen Ressourcen und Institutionen beteiligt sein. Denn nur wenn alle Menschen 
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die Möglichkeit haben, sich auf Augenhöhe in der Gesellschaft zu bewegen, sind 
sie auch in der Lage in Demokratie, Frieden und Wohlstand zu leben. Mittels einer 
aktiv inklusiven Politik auf allen politischen Entscheidungsebenen könnten nicht nur 
alle Menschen ihre Kultur in Frieden und Sicherheit ausleben, egal ob Mehrheit oder 
Minderheit, sondern auch von der Vielfalt profitieren und eine gerechte Gesellschaft 
schaffen. Wir – die JEV– stehen daher ein für eine nachhaltige Gesellschaft in einem 
demokratischen und vielfältigen Europa, das jedem eine Heimat bietet.

2.6 Empfehlungen
Was fordern wir? 

Die herausragende Bedeutung der sozialen Inklusion für Minderheiten wurde 
anhand des vorangegangen Kapitels verdeutlicht. Wir als europäische Dachor-
ganisation treten solidarisch jeder Form von Benachteiligung von Minderheiten 
entgegen. Wir sehen es als unsere Pflicht an, jegliche Mängel bezüglich der so-
zialen Inklusion und den von uns hervorgehobenen Themen hinzuweisen. Um ein 
friedliches Miteinander in Vielfalt vereint zu erleben, muss es zwangsläufig auch 
die Aufgabe der Politik und Gesellschaft sein, jeglichen Formen der Diskriminie-
rung, fehlenden Anerkennung oder versuchten Assimilierung entschieden entge-
genzutreten. Außerdem sollte sich jeder Mensch dazu verpflichtet fühlen, durch 
Aufklärung und Aufarbeitung der Entstehung von Diskriminierung und Assimilie-
rung, entgegenzuwirken. 

Wie wollen wir das umsetzen? 

1. Systematische Ausarbeitung von Positionspapieren zur Situation von 	
   Minderheiten in Europa

Angesichts des Problems der fehlenden Anerkennung von Minderheiten in Euro-
pa, wollen wir eine systematische Dokumentation des Grades der sozialen und 
politischen Inklusion in den europäischen Staaten vornehmen. Dabei soll beson-
ders auf die offizielle Anerkennung von Minderheiten und soziale Einbindung von 
Minderheiten in die Mehrheitsgesellschaft eingegangen werden.

Das Positionspapier soll aufzeigen, wo Handlungsbedarf zur Verbesserung der 
sozialen und politischen Lage der Minderheiten besteht und zu einer effektiven 
Problembearbeitung beitragen. Das Positionspapier soll auf allen relevanten po-
litischen Ebenen verbreitet und u.a. dem Europäischen Jugendforum, Europarat 
und anderen Interessenvertretern zur Verfügung gestellt werden. 

2. Aufmerksamkeit für gemeinsame Herausforderungen durch  
    solidarische Aktionsformen schaffen

Den jungen, ehrenamtlich tätigen Personen unserer Mitgliedsorganisationen fehlt 
es nicht an Engagement und Kreativität, dennoch sind die finanziellen Mittel oft 
begrenzt. Darum wollen wir die personellen Kapazitäten unserer Mitgliedsorgani-
sationen noch stärker nutzen, um auf die desolate Lage bestimmter Minderheiten 
aufmerksam zu machen. Während der JEV-Seminare wollen wir die Mehrheitsbe-
völkerung auf Probleme und Herausforderungen von Minderheiten im Allgemei-
nen und besonders der gastgebenden Minderheit hinweisen, indem wir: 
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–– Info-Flashmobs mit Informationen zu den wichtigsten Minderheitenfragen vor 
Ort durchführen

–– Rallys veranstalten bei denen es darum geht der Mehrheit so viel wie möglich 
über die Minderheiten zu erzählen 

–– Diversitiy Festival: Minderheiten und Mehrheit einander näher bringen

–– Demonstrationen an mehreren Orten gleichzeitig durchzuführen und sich damit 
über Grenzen hinweg zu solidarisieren

3. Erstellung einer „Online Database” zur Dokumentation von Diskriminie- 
    rung und Rechtsverletzung nationaler und ethnischer Minderheiten

Diskriminierung ist oft unsichtbar und nur für die Betroffenen offensichtlich. Für 
die Betroffenen ist es aber wichtig ihre Erfahrungen zu teilen, aufzuzeigen wo Un-
recht geschieht und aufzuklären. Um unseren Mitgliedern, wie auch allen anderen 
Angehörigen von Minderheiten, eine Plattform dafür zu bieten, ist unser Ziel, die 
Errichtung einer „Online Database” zur Dokumentation von Diskriminierung und 
Rechtsverletzung nationaler und ethnischer Minderheiten in Europa.

Die Database soll eine Sammlung von Daten, Artikel, Rechtsentscheidungen so-
wie Erlebnisberichten von Diskriminierungsfällen beinhalten. Zusätzlich soll die 
Database auch den Grad der sozialen und politischen Inklusion, sowie offiziellen 
Anerkennung wiedergeben. 

Ziel der Database ist es unsichtbare Fälle der Diskriminierung oder Rechtsverlet-
zung aufzudecken, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und den Betroffenen 
eine Plattform zu geben, darüber zu sprechen. 

Bei diesem Projekt wäre die Zusammenarbeit mit Universitäten, Forschungsins-
titutionen oder Stiftungen, die sich mit für Antidiskriminierung und für den Erhalt 
von Diversität einsetzen, zu wünschen. 

4. Public Dialog Plan 

Die mangelnde soziale Inklusion von Minderheiten ist ein deutliches Zeichen für 
Die mangelnde soziale Inklusion von Minderheiten ist ein deutliches Zeichen für 
die Notwendigkeit einer gezielten Strategie, um die vorhandenen Probleme ef-
fektiv an die Öffentlichkeit heranzutragen. Daher wollen wir eine systematische 
Dokumentation der Lage unserer Mitgliedsorganisationen vornehmen und einen 
Ablauf entwickeln, der es ermöglicht Defizite der sozialen Inklusion aufzuzeigen 
und Forderungen schnell und effektiv an Interessenvertreter aus Politik und Ge-
sellschaft weiterzugeben. 

Hierfür sehen wir die Entwicklung eines „Public Dialog Plan” vor. Dieser Plan be-
inhaltet gezielte Maßnahmen, die: 

–– zu einer strukturierten Problemanalyse der Minderheiten beitragen

–– die Kooperation mit regionalen, nationalen und internationalen Interessen- 
vertretern aus Politik und Gesellschaft strukturieren und erleichtern

–– vor Ort mit Interessen- und Medienvertretern in Kontakt zu treten 
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–– die Ergebnisse des durchgeführten Dialogs, sowie die aktuellen Herausfor- 
derungen in verschiedenen Bereichen sozialer Inklusion sollen allen interes-
sierten Akteuren frei zur Verfügung gestellt werden.

2.7 Endnoten und weiterführende Literatur
1 http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_296_sum_de.pdf, S.17.
2 Das Beispiel stammt aus der im Dezember 2014 veröffentlichten Publikation des Europarates 
  „Barabaripen: Young Roma speak about multiple discrimination”. 

Informationen zur Sozialen Inklusion:

–– Europarat – www.humanrightseurope.org

–– OSZE – Der Hohe Kommissar für Nationale Minderheiten –  
http://www.osce.org/hcnm

Informationen zur offiziellen Anerkennung:

–– Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten-Europarat: 
http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/157.htm

–– Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen-Europarat: 
http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/148.htm

–– Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte-  
Vereinte Nationen: http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_103_2.html

Informationen zu Diskriminierung:

–– Language Diversity in Europe – www.language-diversity.eu

–– No Hate Speech movement – http://www.nohatespeechmovement.org
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„Das Recht auf Bildung ist ein unveräußerliches, universales und fundamentales 
Menschenrecht und jede/r hat das Recht auf Bildung.” Zur Einhaltung dieses Rech-
tes haben sich die Vertragsstaaten des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen in Art. 13 und 14 verpflichtet. 
Bildung wird als Schlüssel zur persönlichen Entwicklung gesehen und soll den 
Weg zu sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung freimachen.1

Bildung ist sowohl ein eigenständiges Menschenrecht als auch ein unverzicht-
bares Mittel zur Verwirklichung anderer Menschenrechte. Als ein Recht, das auf 
die Befähigung zur Selbstbestimmung abzielt, ist Bildung das Hauptinstrument, 
mittels dessen wirtschaftlich und sozial ausgegrenzte Erwachsene und Kinder 
Armut überwinden und sich die Mittel zur vollen Teilhabe an ihrem Gemeinwesen 
verschaffen können.2

Bildung ist lebenswichtig; sie trägt zur sozialen Entwicklung bei und kann Leben 
retten. Ein Land, in dem jeder Mensch die gleiche Chance hat das Recht auf 
Bildung auszuüben, wird sich wirtschaftlich und sozial besser entwickeln als ein 
Land, das seiner jungen Generation die Möglichkeit auf Bildung verwehrt.3

Daher ist Bildung Voraussetzung für: 

–– die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit, der Begabung, der geis-
tigen und körperlichen Fähigkeiten und des Bewusstseins der individuellen 
Würde, 

–– die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten, 

–– die Vorbereitung des Kindes auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer 
freien, offenen und demokratischen Gesellschaft im Geist der Verständigung, 
des Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung und der Freundschaft zwi-
schen den Völkern und verschiedenen ethnischen, sprachlichen und religiösen 
Gruppen, 

–– die Vermittlung der Achtung vor der eigenen Identität, der eigenen Sprache 
und den kulturellen Werten, den Werten des Landes, in dem der einzelne lebt 
sowie vor anderen Kulturen als der eigenen

3. Bildung und Sprache

„Bildung ist die mächtigste Waffe, 
um die Welt zu verändern.”

Nelson Mandela
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3.1 Das Recht auf Bildung der Minderheiten in Europa4

Die Bedeutung von Bildung für Minderheiten

Bildung – als Herausforderung des 21. Jahrhunderts – gilt als unmittelbare Vor-
aussetzung für die Entwicklung der eigenen Persönlichkeit, der umfassenden und 
Verantwortungsbewussten Daseinsvorsorge sowie der aktiven Teilhabe an der 
Gesellschaft und der Gestaltung des gesellschaftlichen Wandels. Bildung ist als 
ganzheitlicher, lebenslanger Prozess zu betrachten und umfasst den gesamten 
Lebenszyklus des Menschen. 

Das Prinzip des lebenslangen Lernens schließt daher folgende Bildungsbereiche 
ein: frühkindliche Bildung und Vorschule, primäre, sekundäre und tertiäre Bildung, 
Berufsbildung, Aus- und Weiterbildung, Erwachsenenbildung und non-formale 
Bildung. 

Bildung hat die Aneignung von Wissen und Kompetenzen zu gewährleisten, die 
die Fähigkeit zu selbstbestimmten Bildungs- und Lernprozessen verleihen. Damit 
ist Bildung ein essentieller Bestandteil des Minderheitenschutzes und der Min-
derheitenförderung.

Bildung trägt dazu bei, die Identität von Minderheiten zu stärken und im Sinne 
einer kritischen Auseinandersetzung mit den Werten und Traditionen der Min-
derheiten zu fördern. Sie schafft die Voraussetzung, um die Angehörigen von 
Minderheiten zu befähigen, ihre Identität, Kultur, Sprache, Geschichte, Eigenart, 
Traditionen, kulturelles Erbe und Überlieferung zu bewahren, zu pflegen und wei-
terzuentwickeln.

Die Bedeutung von Sprache für Minderheiten

Das Recht seine Sprache zu sprechen gehört zu den universellen Menschenrech-
ten. Jeder Mensch besitzt das Recht auf den Gebrauch der eigenen Sprache. 
Dazu zählen ebenfalls Regional- und Minderheitensprachen, die aufgrund ihrer 
oftmals kritischen Situation besonderen Schutz und Förderung benötigen. Die 
kritische Grenze für das Überleben einer Sprache wird auf 300 000 Sprecher ge-
schätzt – und das bedeutet, dass etwa 80% der europäischen Minderheitenspra-
chen gefährdet sind.

Sprache dient als Verständigungsmittel und als Teil des kulturellen Erbes sowie 
der Vielfalt unserer Welt. Für Minderheiten ist die eigene Sprache existenziell und 
ein wichtiges Identitätsmerkmal. 

Erklärtes universelles und europäisches Ziel ist daher die Erhaltung der Spra-
chenvielfalt. Auf universeller Ebene schützen völkerrechtliche und politische Do-
kumente der UNO den Gebrauch der Sprachen. Besonders zu verweisen ist da-
bei auf das Konzept der bedrohten Sprachen der UNESCO. Auf europäischer 
Ebene ist die Erhaltung der Sprachenvielfalt vor allem in den Dokumenten des 
Europarates – dem Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten 
und der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen – aber 
auch in der Charta der Grundrechte und im Vertrag von Lissabon der Europäi-
schen Union verankert.

Der Europarat hat mit dem Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Min-
derheiten sowie der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitenspra-
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chen die wichtigsten rechtsverbindlichen Instrumente Europas ausgearbeitet, die 
sich gegenseitig ergänzen. Während das Rahmenübereinkommen allgemeine 
politische Bestimmungen festlegt, liegt der Fokus der Sprachencharta auf dem 
sprachlich-kulturellen Gebiet.

Mehrsprachigkeit und sprachli-
che Vielfalt sind Grundwerte Eu-
ropas. So heißt es in Artikel 22 
der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union: „Die Union 
achtet die Vielfalt der Kulturen, 
Religionen und Sprachen.” Besonders Sprecher von Regional- und Minderhei-
tensprachen stellen mit ihrer natürlichen Zweisprachigkeit eine wichtige Ressour-
ce für Mehrsprachigkeit, grenzüberschreitende Zusammenarbeit und regionale 
Identität dar. Mehrsprachigkeit ist die Voraussetzung für einen interkulturellen Di-
alog sowie für das Verständnis von europäischen Werten.7

Um die tatsächliche Gleichheit zwischen Minderheiten- und Mehrheitsbevölke-
rung bei der Verwirklichung des Rechts auf Bildung und des Schutzes der Spra-
che zu gewährleisten, hat der Staat alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um Bildung unter Einbezug der Minderheit chancengleich verfügbar, zugänglich, 
akzeptabel und annehmbar zu gestalten8 und jeder Minderheit das Recht auf den 
Gebrauch, die Pflege und Weitergabe der eigenen Sprache zu gewährleisten. 

Europäische Charta der Regional- oder  
Minderheitensprachen6 

Die Charta wurde 1992 in Straßburg 
zur Zeichnung aufgelegt, trat aber 

erst am 1. März 1998 in Kraft. Von den 
gegenwärtig 47 Mitgliedstaaten des 

Europarates haben bislang 25 Staaten 
die Charta ratifiziert, acht Staaten ha-
ben die Charta lediglich unterzeichnet 
(Stand 11/2012). Staaten, welche die 
Charta bis heute nicht unterzeichnet 
haben, sind u.a. Albanien, Belgien,  
Bulgarien, Griechenland, Estland,  

Lettland, Litauen und die Türkei.
Mit der Charta sollen traditionell in 
einem Vertragsstaat gesprochene 

Minderheiten- und Regionalsprachen 
als bedrohter Aspekt des europäischen 

Kulturerbes geschützt und gefördert 
werden. Die geforderten Maßnahmen 
beziehen sich auf das Bildungswesen, 
insbesondere den Unterricht der Spra-

che und in der Sprache, die Verwen-
dung der Regional- oder Minderhei-

tensprachen in Gerichtsverfahren und 
vor Verwaltungsbehörden, das Nutzen 
der Sprache in Rundfunk und Presse, 

bei kulturellen Tätigkeiten und Einrich-
tungen sowie im wirtschaftlichen  

und sozialen Leben.

Rahmenübereinkommen zum Schutz  
nationaler Minderheiten5 

Die Mitgliedsstaaten des Europarats 
erarbeiteten seit 1993 ein Rahmen-

übereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten, welches am 1. Februar 
1995 zur Zeichnung aufgelegt wurde. 

Von den gegenwärtig 47 Mitgliedsstaa-
ten des Europarates haben 39 Staaten 
das Rahmenübereinkommen ratifiziert, 
weitere vier Staaten haben das Über-
einkommen gezeichnet. Ausnahmen 
bleiben Frankreich, Griechenland, 

Belgien, Monaco, Luxemburg, Andorra, 
Island und die Türkei (Stand: 12/2014).

Das Übereinkommen verbietet jede 
Diskriminierung einer Person wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu einer Minder-
heit sowie eine Assimilierung gegen 
ihren Willen. Ferner verpflichtet es 

die Mitgliedsstaaten zum Schutz der 
Freiheitsrechte und zu umfänglichen 
Fördermaßnahmen zu Gunsten der 

nationalen Minderheiten.
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Um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, hat 2006 die JEV zusammen mit 
der Föderalistischen Union europäischer Volksgruppen (FUEN) die Charta der au-
tochthonen, nationalen Minderheiten/Volksgruppen in Europa beschlossen. Darin 
sind das Selbstverständnis der Minderheiten, ihre Grundprinzipien und 13 Grund-
rechte, sowie politische Forderungen und Handlungsempfehlungen verankert.

In regelmäßigen Abständen wird eines der in der Charta enthaltenen Grundrechte 
als Schwerpunktthema vertiefend ausgearbeitet. So wurde 2007 das Grundrecht 
auf Bildung verabschiedet. Dabei steht der Gedanke im Vordergrund, dass erst 
die Kenntnis der eigenen Rechte eine Grundvoraussetzung für ihre praktische 
Umsetzung, zeitgemäße Ausgestaltung und Weiterentwicklung ist. 

Die praktische Umsetzung und Weiterentwicklung des Rechts auf Bildung und 
Sprache, muss vor dem Hintergrund der spezifischen Anforderungen und Gege-
benheiten sowie den Bildungstraditionen und regionalen Besonderheiten jeder 
einzelnen Minderheit betrachtet werden. Für eine erfolgreiche Verwirklichung des 
Rechts auf Bildung und Sprache heben wir, die JEV, folgende Punkte besonders 
hervor:

1. Die Ratifizierung und Umsetzung der rechtlichen Verpflichtungen

Dringend erforderlich für die Verwirklichung des Rechts auf Bildung ist die Ra-
tifizierung und im Sinne der Minderheit zeitgemäße und vollständige Umsetzung 
völkerrechtlicher Dokumente, vor allem des Rahmenübereinkommens zum Schutz 
der nationalen Minderheiten und der Europäischen Charta der Regional- und Min-
derheitensprachen des Europarates durch die einzelnen Staaten. In diesem Zu-
sammenhang ergeht unsere Aufforderung:

–– an alle Staaten die Umsetzung der Grundsätze, Verpflichtungen und Maßnah-
men der Dokumente für alle Minderheiten im Land anzustreben, 

–– an die Interessenvertretungen der Minderheiten kontinuierlich die vorhandenen 
Möglichkeiten zur Teilnahme an den Monitoring-Prozessen zu nutzen und zum 
transparenten Berichtswesen beizutragen.

2. Die ganzheitliche Gestaltung der formalen und non-formalen Bildungssysteme

Ein wichtiges Merkmal der Bildung stellt für uns die soziale Nachhaltigkeit dar. 
Dabei ist Gerechtigkeit eines der wichtigsten Kriterien.9 Weitere Kernelemente 
sozialer Nachhaltigkeit sind: die Befriedigung der Grundbedürfnisse, der Zugang 
zu sozialen Ressourcen, Chancengleichheit und die Möglichkeit der politischen 
und gesellschaftlichen Partizipation.10

Entsprechend geltender internationaler Bildungsstandards muss sich die Gestal-
tung der Bildungssysteme der Minderheiten am Prinzip des lebenslangen Ler-
nens orientieren – und somit einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen.

Wir, die JEV, unterstützen das Konzept der nachhaltigen Bildung und damit das 
Prinzip des lebenslangen Lernens, indem wir Veranstaltungen und Aktivitäten 
anbieten, die partizipativ, interkulturell und integrativ sind, und von einer großen 
Solidarität zwischen den Jugendminderheitenorganisationen getragen werden. 
Hierbei handelt es sich um non-formale Bildungsangebote, die vor allem für Ju-
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gendliche von großer Bedeutung sind. Bei der Anerkennung und Sicherstellung 
der Qualität der non-formalen Bildung spielen Jugendorganisationen wie die JEV 
eine wichtige und verantwortungsvolle Rolle.

So führt die JEV z.B. internationale Seminare, Austausche und Projekte durch, 
in denen Jugendliche dazu angeregt werden, sich selbst im Bereich der interna-
tionalen Jugendarbeit auszuprobieren. Sie können das Gelernte in der eigenen 
Minderheit anwenden – z.B. indem sie selbst Bildungsangebote schaffen.11 

Mit- und Selbstbestimmung der Minderheiten bei Bildungsfragen ist Vorausset-
zung für die ganzheitliche Ausgestaltung der nationalen Bildungsinfrastruktur. 
Daher ist bei der Ausgestaltung des Bildungssystems die direkte Einbindung 
der betroffenen Minderheit und ihrer Interessenorganisationen zu gewährleisten. 
Zu den zentralen Bildungsangelegenheiten zählt die Mit- und Selbstbestimmung 
hinsichtlich der Bildungsinhalte und -ziele, Rahmenbedingungen (Unterrichtsma-
terialien, Lehrpersonal, Bildungseinrichtungen), Sprachbildung, Ausstattung und 
Förderung. Das Bildungssystem ist entsprechend dieser Kriterien zu überprüfen, 
auszurichten und zu bewerten.

3. Die Sprachbildung bei Minderheiten und das Recht auf Sprache

Sprache stellt einen wesentlichen Aspekt der Bildung dar. Daher sind Verfügbar-
keit und Zugang zu Minderheitensprachbildung von enormer Bedeutung bei der 
Umsetzung eines sozial-inklusiven und nachhaltigen Bildungssystems. Der Weg 
dorthin ist hier zusammengefasst: 

–– Die Aneignung der Minderheitensprache ist wesentliche Voraussetzung für die 
Bewahrung und Förderung der eigenen Identität der Minderheitenangehörigen.

–– Das parallele Erlernen der Minderheiten- und Mehrheitssprache(n) als natürli-
che Zwei- und Mehrsprachigkeit ist europäischer Standard und unterstützt auf 
natürliche Art die Erhaltung der europäischen Sprachenvielfalt.

–– Voraussetzung für eine erfolgreiche Sprachbildung ist eine positive Sprachpolitik. 

–– Die besonderen Bedingungen zum Erlernen der Minderheitensprache sollen 
gemeinsam mit Minderheitenvertretern diskutiert und abgestimmt werden, un-
ter der Berücksichtigung tatsächlicher Gleichheit der Minderheit und Mehrheit. 

–– Die Minderheitensprache soll in Absprache mit der jeweiligen Minderheit.

•  im Vorschulbereich und in der Primarstufe Unterrichtssprache sein. Die 
Mehrheitssprache(n) wird dabei als Unterrichtsfach gelehrt. 

•  im Sekundärbereich weiterhin ein beträchtlicher Teil des Unterrichts sein.

–– Das Erlernen der Minderheitensprache erfolgt in mindestens der gleichen Qua-
lität wie das Erlernen der Mehrheitssprache.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Bildung und Sprache als universelle 
Menschenrechte eine untrennbare Einheit für die persönliche, soziale wie auch 
wirtschaftliche Entwicklung darstellen. Zusätzlicher Förderung bedürfen insbe-
sondere Einrichtungen, die das Erlernen der Minderheitensprachen ermöglichen. 
Wie unterschiedlich das Bildungsangebot für Minderheitenangehörige durch 
staatliche und nicht-staatliche Institutionen aussieht, soll im Folgenden darge-
stellt werden.
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3.2 Beispiele der JEV Mitgliedsorganisationen
Die Situation der Bildungsangebote für Minderheiten innerhalb Europas ist sehr 
vielfältig. Meist fehlt den nationalen Bildungssystemen ein ganzheitlicher Ansatz, 
und das Prinzip des lebenslangen Lernens wird nicht erfüllt. Allerdings gibt es 
auch einige sehr positive und innovative Beispiele für Bildungssysteme, die als 
Modelle für andere europäische Regionen gesehen werden können.

Einige Minderheiten verfügen über Bildungsangebote von Kindergärten, Schulen 
bis in die Sekundarstufe II (bis zum 18. Lebensjahr) sowie Möglichkeiten der Er-
wachsenenbildung. An manchen Schulen erfolgt der Unterricht ausschließlich in 
der Minderheitensprache, häufiger findet man aber zweisprachige Schulen oder 
auch Klassen. Trotz des diversen Angebots konnte ein erheblicher Mangel an 
weiterführenden Schulen und Universitäten, die in der Minderheitensprache un-
terrichten bzw. die Minderheitensprache als Fach anbieten, festgestellt werden. 

Die Mehrheit unserer Mitgliedsorganisationen gab an, dass es außerhalb der 
Schule nur wenige Institutionen gibt, wo ihre Minderheitenangehörigen ihre Spra-
che lernen können. Dazu zählen Kulturzentren, Volkshochschulen, private Sprach-
schulen, Kurse in öffentlichen Schulen oder organisierte Kurse von ihren Minder-
heitenorganisationen bzw. durch die Zivilgesellschaft. Aufgrund des mangelnden 
Angebots gaben viele Mitglieder an, ihre Muttersprache mehrheitlich im privaten 
Bereich zu gebrauchen.

Auch wenn es teilweise so scheint als gäbe es eine breite Angebotspalette und 
ausreichende Möglichkeiten des Spracherwerbs, so drücken die Angaben unse-
rer Mitglieder eine andere Tendenz aus: Sie geben an, dass sowohl Sprecherzahl 
als auch Sprachqualität ihrer Sprache in den letzten 30 Jahren stark abgenom-
men haben. In einigen Fällen bemerken wir einen signifikanten Rückgang der 
Sprecher und derer, welche die Minderheitensprache verstehen. Die Situation 
bezüglich der Fähigkeit des Schreibens und Lesens ist noch schlimmer.

Mögliche Ursachen für den Rückgang der Sprecher sind politische Entscheidun-
gen, ein Mangel an Sprachräumen und an Möglichkeiten die Sprache außerhalb 
der Familie (z.B. in Schulen, Medien, Öffentlichkeit) zu hören und zu sprechen. 
Dazu kommen Assimilation und Diskriminierung.

Minderheitenangehörige nutzen ihre Sprache in unterschiedlichen Situationen. 
Einige sagen, dass ihre Minderheitensprache die wichtigste Sprache ist, die sie 
im Alltag anwenden und somit ihr bedeutsamstes Identifikationsmerkmal. Andere 
geben an, ihre Sprache in erster Linie in der Familie und mit Freunden zu ge-
brauchen. Sie wechseln bei der Anwesenheit von jemandem, der der Minderhei-
tensprache nicht mächtig ist, in die Mehrheitssprache. 

Nationale und internationale Vereine, Verbände und andere zivilgesellschaftliche 
Akteure wie die JEV sind von entscheidender Bedeutung für das Überleben der 
Minderheiten- und Regionalsprachen. Sie stellen einen geschützten Raum für die 
Sprache dar, und versuchen Angebote zu schaffen, um Sprache und Kultur der 
Minderheiten zu leben, zu bewahren und weiterzuentwickeln. Dadurch füllen die-
se Institutionen die Lücke aus, die in nationalen Bildungssystemen klafft.12

Das erste Beispiel der Aromunen aus Rumänien, Albanien und Mazedonien 
zeigt die schwierige Situation, in der sich eine non-kin-state13 Minderheit in 
Bezug auf Bildung und Sprache befindet.
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Die Aromunen in Rumänien sind vom Staat nicht als Minderheit anerkannt. Sie 
haben weder eigene Bildungsinstitutionen noch Sprachkurse, die vom Bildungs-
ministerium organisiert werden. Nur in einer Region, in der viele Aromunen leben, 
gibt es einige Schulen mit einem Wahlfach zur Kultur und Traditionen der Min-
derheit (1 Stunde pro Woche). Dieser Kurs wird von rund 350 Kindern besucht. 
Abgesehen davon hat das Bildungsministerium keine Absicht aromunische Leh-
rer auszubilden. Auf institutioneller Ebene sieht der rumänische Staat nicht vor 
die aromunische Gemeinschaft zu unterstützen und zu fördern, damit diese ihre 
Sprache erhalten können.14

Auch die Aromunen aus Albanien haben keine Möglichkeiten, Unterricht in ihrer 
Muttersprache zu erhalten. Es gibt keine Bildungseinrichtungen, die Aromunisch 
unterrichten. Die Organisationen der Aromunen geben sich Mühe, Sprachkurse 
zu organisieren. Es gibt mehrere Kurse in verschiedenen Städten Albaniens, z.B. 
in Divjaka. Diese Kurse werden vor allem innerhalb von Sommerschulen angebo-
ten. Die Zielgruppe sind Kinder und Jugendliche.15

In Mazedonien wird das Fach Aromunisch an Grundschulen unterrichtet. In der 
Gemeinde Krusevo ist sie zweite Amtssprache. Der Staat fördert einige aromu-
nische Publikationen (Zeitschriften und Bücher), sowie Werke zum Thema aro-
munische Kultur, Sprache und Geschichte. Letzteres geschieht vor allem durch 
die erste Aromunische Wissenschaftliche Gesellschaft „Constantin Belemace” 
in Skopje, die Symposien zur Geschichte der Minderheit organisiert und darüber 
Artikel veröffentlicht.16

Die zweite Beispielgruppe sind die Rätoromanen in der Schweiz und die 
Burgenlandkroaten in Österreich.

Bei den Rätoromanen in der Schweiz werden Kindergärten und Grundschulen 
grundsätzlich rätoromanisch geführt. In einigen Ausnahmen gibt es zweisprachi-
ge Schulen. In der Oberstufe ist während der letzten drei obligatorischen Schul-
jahre das Angebot auf wenige Sprachstunden in der Woche reduziert. An einigen 
Mittelschulen kann man Romanisch als wöchentliches Sprachfach besuchen. 
Zudem bieten einige wenige Gymnasien ein rätoromanisches Abitur. An der Pä-
dagogischen Hochschule GR in Chur kann man eine zweisprachige Primarlehrer-
ausbildung besuchen. Zudem bieten die Universitäten Zürich und Fribourg einen 
rätoromanischen Studiengang (Sprache) an. Das Angebot auf der Grundschule-
bene ist solide und qualitativ hochwertig, leider mangelt es an weiterführenden 
Angeboten.

In jeder Region der Schweiz gibt es Organisationen, die Sommerkurse anbieten, 
v.a. Intensivkurse für alle Niveaus. Ein großes Problem ist die begrenzte Anzahl von 
Lehrmitteln, die zum Teil überdies ihre Aktualität verloren haben. Seit 2014 findet 
auch in den Großstädten Zürich und Basel (d.h. außerhalb der Kernregion Grau-
bünden) jeden Freitagnachmittag ein freiwilliger Sprach- und Kulturkurs statt.17 

Die Burgenlandkroaten in Österreich haben zweisprachige Kindergärten,18 
zweisprachige Volksschulen (bis zur 4. Klasse mit Unterrichtssprache Burgen-
landkroatisch) und einige zweisprachige Hauptschulen/neue Mittelschulen (bis 
zur 8. Klasse). In diesen Schulen findet der Unterricht teils auf Burgenlandkroa-
tisch, teils auf Standardkroatisch statt. 

In Oberwart gibt es das einzige zweisprachige Gymnasium (5.–12. Klasse). In 
einigen weiteren Gymnasien bzw. berufsbildenden höheren Schulen wird Kro-
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atisch als Wahlpflicht- und/oder Freifach angeboten. Die Volksschullehrerausbil-
dung (1.–4. Klasse) für die Hauptschule wird in Eisenstadt an der Pädagogischen 
Hochschule angeboten. Für Gymnasiallehrer gibt es innerhalb der Slawistik an der 
Universität Wien Seminare und Übungen, die ca. 2–4 Wochenstunden betragen.

Darüber hinaus kann man in Kulturzentren, Vereinen oder an der Volkshochschule 
Burgenlandkroatisch lernen. Unter anderem bietet das Burgenländisch-kroatische 
Zentrum19 in Wien Wochen- und Intensivkurse an. Der Kroatische Kulturverein im 
Burgenland (HKD)20 organisiert Sommerkurse für Kinder.

Die Hauptprobleme der Burgenlandkroaten bestehen darin, dass sie nicht aus-
reichend ausgebildetes Personal haben, und das Lehrmaterial meistens lediglich 
auf Standardkroatisch zur Verfügung steht. Die Gymnasiallehrerausbildung ist un-
zureichend. Etwa 50% der Burgenlandkroaten in Österreich nutzen die Sprache 
regelmäßig und können diese auch lesen und schreiben.21

Die dritte Beispielgruppe bilden die Lausitzer Sorben in Deutschland, die 
Westfriesen in den Niederlanden und die Ladiner in Italien.

Die unterschiedliche Situation der Sorben in der Ober- und Niederlausitz 
(Deutschland) geht mit einer unterschiedlichen Herangehensweise der Sprach-
förderung einher.22 Das Ober- und Niedersorbische wird als Muttersprache ver-
mittelt, mit Hilfe des WITAJ-Projektes oder als Zweit- und Fremdsprache. Dane-
ben spielen die unterschiedlichen Bildungssysteme Sachsens und Brandenburgs 
eine wichtige Rolle. Unterschiedliche Träger betreiben Kindertagesstätten, 
Grundschulen, die Sekundarstufe oder bieten Erwachsenenbildung an.

In der Ober- und Niederlausitz gibt es eine große Anzahl von Kindertagesstät-
ten, in denen Kinder in der sorbischen Sprache betreut werden. Dabei gibt es 
unterschiedliche Methoden und Formen sorbischsprachiger Erziehung: Die Ver-
mittlung der sorbischen Sprache unterscheidet sich nach Methoden, Umfang und 
Intensität. Die Immersionsmethode (das Modell WITAJ) ist die intensivste Form 
der Sprachvermittlung. Der gesamte Kita-Alltag wird seitens der Erzieherin aus-
schließlich in sorbischer Sprache gestaltet – und zwar entweder in sämtlichen 
Gruppen der Kita (vollständige Immersion) oder nur in einzelnen Gruppen (parti-
elle Immersion). Grundsätzlich gilt das Prinzip „eine Person – eine Sprache”; ein 
Sprachwechsel im Kontakt zu den Kindern wird nicht vollzogen.

Am erfolgreichsten wird die sorbische Sprache in Schulen, die nach dem Konzept 
2plus arbeiten, vermittelt. Nach dem Konzept 2plus erfolgt in der Grundschule die 
Alphabetisierung der Schüler in der Regel in der Muttersprache, wobei die Eltern 
entscheiden, welche Sprache das ist. Die Alphabetisierung in der Zweitsprache 
erfolgt parallel. Neben mehreren Mittelschulen gibt es ein Obersorbisches Gym-
nasium in Bautzen und ein Niedersorbisches Gymnasium in Cottbus.

An der Universität Leipzig befindet sich das einzige Sorabistik-Institut in Deutsch-
land, an dem sorbische Lehrer sowohl für Sachsen als auch für Brandenburg 
ausgebildet werden. Die Universität berücksichtigt im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten die besonderen Anforderungen an die Ausbildung von Lehrern für sorbische 
Schulen und Schulen mit Sorbischunterricht. Seminare zur Sprache und Kultur 
der Sorben werden darüber hinaus an den Universitäten Prag (Tschechische Re-
publik) und Lviv (Ukraine) angeboten.

Staatliche Bildungsinstitutionen der Länder Brandenburg und Sachsen sowie 
das WITAJ-Sprachzentrum bieten zahlreiche Fortbildungen für ErzieherInnen und 
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LehrerInnen an. Niedersorbische Sprachkurse organisiert die Schule für Nieder-
sorbische Sprache und Kultur Cottbus. Obersorbische Sprachkurse werden von 
verschiedenen Institutionen, Vereinen und Trägern angeboten.

Trotz enger traditioneller Verbindung der sorbischen Sprache mit Familie, Kirche 
und Schule ist ein Rückgang im alltäglichen Leben festzustellen. Neben wirt-
schaftlichen Gründen (Arbeitslosigkeit, bessere Mobilitätsangebote, Umsiedlun-
gen von Braunkohlgebieten) bildet auch der Spracherwerb innerhalb der Familie 
eine große Rolle. Ein Grund dafür ist sicherlich auch das Image der Sprache 
– bis heute werden von vielen die Vorteile nicht erkannt, die für zweisprachig 
aufwachsende Kinder entstehen. Weitere Probleme sind Schulschließungen auf 
dem Land, sowie ein akuter Mangel an Lehrern und Pädagogen, die Ober- oder 
Niedersorbisch auf muttersprachlichem Niveau sprechen.23

Friesland (offiziell friesisch Fryslân) ist eine der zwölf niederländischen Provin-
zen im Norden des Landes. Die Hauptstadt ist Ljouwert/Leeuwarden. In der Pro-
vinz Friesland ist neben der niederländischen Standardsprache auch Westfrie-
sisch als offizielle Sprache in Gebrauch. Die Mehrheit der Bewohner der Provinz 
Friesland (75%) spricht Westfriesisch, allerdings ist trotz zweisprachiger Schuler-
ziehung die friesische Alphabetisierungsrate gering.

Das Besondere an der Region ist, dass sie insgesamt für Mehrsprachigkeit wirbt 
und ein Gesamtpaket zum Sprachmarketing aufzeigt, um das Friesische zu stär-
ken. Das äußert sich in den Kampagnen von Afûk24, in dreisprachigen Schulen, 
sowie in Kampagnen, die Eltern über die Vorteile von Mehrsprachigkeit aufklä-
ren. Afûk ist ein wichtiger Akteur in der Region für die Promotion der friesischen 
Sprache. Ziel von Afûk ist es die Kenntnisse und die Anwendung der friesischen 
Sprache und Kultur zu fördern, sowie die Region Fryslân und die Kultur bekannt 
zu machen. Besonders interessant ist „Praat mar Frysk”, eine Bewusstseinskam-
pagne für die Sprache Westfriesisch, die in erster Linie durch social media zum 
Gebrauch des Friesischen anregen will.

In Fryslân gibt es eine große Anzahl von Spielgruppen und Kindertagesstätten 
mit Friesisch als Umgangssprache. In der Schule ist Friesisch für alle Schüler 
in der Grundschule und teilweise in der Mittelschule Pflichtfach, und kann als 
Unterrichtssprache dienen. Zu den Besonderheiten des Schulsystems in Fryslân 
zählen kleine Schulen mit durchschnittlich 125 Schülern. Eine große Errungen-
schaft Fryslâns der letzten 10–15 Jahre ist die Gründung dreisprachiger Schulen 
(Westfriesisch, Niederländisch, Englisch). Friesisch ist in der Sekundärstufe kaum 
Unterrichtssprache. Es gibt weder eine einsprachige friesische Sekundärschule 
in Fryslân, noch zweisprachige Schulen mit einem gleichen Anteil von Friesisch 
und Niederländisch.

Bachelor- und Masterstudiengänge der friesischen Sprache und Kultur werden an 
den Universitäten Groningen, Amsterdam und Leiden angeboten. In Leeuwarden/
Ljouwert kann darüber hinaus Lehramt Friesisch an den Fachhochschulen NHL 
Hogeschool und Stenden Hogeschool belegt werden. Die Universität Groningen 
bietet seit Kurzem neue Bachelor- und Masterstudiengänge zur Minderheiten und 
Mehrsprachigkeit mit Spezialisierung auf Friesisch an.

Erwachsenenbildung erfolgt in Niederländisch. Afûk jedoch bietet auch Kurse in 
friesischer Sprache an, die jährlich von ca. 1000 Studenten besucht werden. Die 
Afûk ermöglicht außerdem Fernunterricht. Zu diesem Zweck werden Lehr- und 
Lernmaterialien innerhalb des Projekts Edufrysk digitalisiert. Die Folkshegesko-
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alle Schylgeralân ist eine kulturelle Volkshochschule, die informelle Bildung für 
Erwachsene bietet, einschließlich Kurse und Workshops zur friesischen Sprache 
und Kultur. Jährlich findet ein zweiwöchiger Intensivsprachkurs statt, der in Zu-
sammenarbeit mit Afûk organisiert wird.

Während Friesisch heute von allen politischen Parteien anerkannt und akzeptiert 
wird, geht es mit der Umsetzung der pro-friesischen Politik nur sehr langsam 
voran. Das wachsende Bewusstsein für und die Achtung des Friesischen bedeu-
tet jedoch nicht, dass sich mehr Friesen für den Schutz und die Förderung der 
Sprache einsetzen. Dennoch kann die Sprecherzahl als stabil gewertet werden, 
wobei die Sprachqualität abnimmt und das Friesische sich weiter an das Nieder-
ländische annähert.

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung spricht Friesisch als ihre Muttersprache zu 
Hause, im sozialen Umfeld und auch im öffentlichen Leben. Friesisch kann am 
besten als eine Sprache des informellen gesellschaftlichen Lebens charakteri-
siert werden, die stark in der mündlichen und eher schwach in der schriftlichen 
Anwendung ist.25

Ladinien in der autonomen Minderheitenregion Südtirol, Italien ist die Heimat 
der ladinischen Sprachgruppe Südtirols. Ladinien verfügt über ein eigenes und be-
sonderes Schulsystem, das sich vom restlichen Land abhebt – das paritätische 
Schulmodell. Dieses stammt aus dem Jahr 1996 und basiert auf zwei Grundsätzen: 

1.	Die Schule muss die kulturelle und soziale Entwicklung der Bevölkerung der 
ladinischen Ortschaften, sowie die ladinische Sprache und Kultur fördern;

2.	Die Schule muss die nötige Bildung für ein mehrsprachiges Gebiet durch glei-
che Kenntnisse des Deutschen und Italienischen im Rahmen des paritätischen 
Schulmodells garantieren.

Dieses Schulmodell umfasst die erste Grundschulklasse bis hin zur Matura. Jedes 
Dorf in Gröden und im Gadertal hat mit Ausnahme von dem Dorf „Kolfuschg” sei-
ne eigene Grundschule. Zur Unterstützung, Verwaltung und Weiterentwicklung 
der Schulen in Gröden und im Gadertal wurde für die ladinische Sprachgruppe 
in den 1970er Jahren das Ladinische Schulamt eingerichtet, das sich mit den ver-
schiedenen Aspekten des Schulbetriebs befasst.

Spätestens ab dem Kindergartenalter kommt jedes Kind in den ladinischen Tälern 
Südtirols mit allen drei Landessprachen (Italienisch, Deutsch, Ladinisch) in Kon-
takt, da in allen Kindergärten diese Sprachen gesprochen werden. In den Kinder-
gärten im Grödnertal zum Beispiel wechseln sich die drei Sprachen wöchentlich 
ab, so werden die didaktischen Angebote eine Woche lang in ladinischer Spra-
che, dann auch jeweils in deutscher und italienischer Sprache gehalten. Jedes 
Kind wird zudem individuell von den Kindergärtnerinnen in seiner Muttersprache 
angesprochen, was ihm Sicherheit und Vertrauen gibt. Der Gebrauch seiner Mut-
tersprache fördert die kognitiven und kommunikativen Fähigkeiten jedes Kindes.

In der Grundschule beginnt dann die mehrsprachige Alphabetisierung. „Während 
sich in meiner Kindheit meine Eltern noch entscheiden mussten, ob sie mich in 
die deutsche oder italienische erste Klasse schicken wollten, hat hier ein Umden-
ken stattgefunden”, berichtet eines unserer ladinischen Mitglieder. Alle anderen 
Fächer werden in gleicher Stundenzahl auf Deutsch bzw. Italienisch unterrichtet. 
So werden im gleichen Fach einige Inhalte auf Deutsch und andere auf Italienisch 
unterrichtet. Zudem findet auch Ladinischunterricht statt. Die ladinische Sprache 
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bleibt Behelfssprache für den Unterricht, sollte mal ein Kind eine Übersetzung 
oder Anweisung in seiner Muttersprache benötigen. In der Mittel- und Oberschu-
le sind die Sprachen dann auf die Fächer verteilt. So wird in der Mittelschule z.B. 
Naturkunde auf Deutsch unterrichtet, während der Geographieunterricht auf Itali-
enisch stattfindet. Dreisprachig werden wiederum die Fächer Musik und Religion 
abgehalten.

Mit der neuen Oberschulreform wurde der Ladinischunterricht in der Oberschule 
von einer auf zwei Wochenstunden erhöht, alle anderen Fächer sind wieder, im 
Sinne des paritätischen Modells, gleichmäßig aufgeteilt. Englisch bleibt Fremd-
sprache, in einigen Fachrichtungen wie in der touristischen Fachrichtung der 
Wirtschaftsfachoberschule in St. Ulrich kommt Spanisch als zweite Fremdspra-
che hinzu, am neusprachlichen Gymnasium in Stern im Gadertal Französisch.

In den letzten zehn Jahren wurde in Brixen die Fakultät für Bildungswissenschaf-
ten mit einem eigenen Lehrstuhl für Ladinistik aufgebaut. Damit besteht nun eine 
Ausbildungsmöglichkeit für LehrerInnen, die an den ladinischen Schulen mit pari-
tätischem System arbeiten wollen. Auch an der Fakultät für Bildungswissenschaf-
ten erfolgt daher der Unterricht für einige Fächer in deutscher und für andere in 
italienischer Sprache, wozu noch Kurse in ladinischer Sprache kommen.

So gesehen erlaubt das gegenwärtige ladinische Schulmodell die Öffnung hin zu 
anderen Sprachen und Kulturen, und zwar in einem viel stärkeren Maße als durch 
den traditionellen Fremdsprachenunterricht. Im paritätischen Modell soll sich der 
Schüler sowohl in der deutschen als auch in der italienischen Kultur gleicherma-
ßen wohlfühlen; Voraussetzung dafür ist ein hochwertiger Sprachunterricht, der 
auch Kulturvermittlung zum Ziel hat.26

Fazit

Über sehr gute Zugangsmöglichkeiten zu Bildungsangeboten verfügen z.B. die 
Ladiner in Italien, die in der Regel dreisprachige Kindergärten und Schulen ha-
ben. Auch das dargestellte Bildungsmodell der Westfriesen in den Niederlanden 
erweist sich als überaus fortschrittlich und kann als Positivbeispiel für die Ausge-
staltung anderer Bildungssysteme genommen werden. Hinsichtlich der Bildungs-
möglichkeiten der Rätoromanen, Burgenlandkroaten und der Lausitzer Sorben 
zeichnet sich ein gemischtes Bild: Obwohl gute rechtliche Voraussetzungen vor-
handen sind, zeigt die Praxis, dass es viele Unzulänglichkeiten gibt – veraltetes 
Lehr- und Unterrichtsmaterial, Lehrermangel, mangelhafte Lehrmethoden, fehlen-
der Sprachunterricht in den höheren Schulstufen und an Universitäten, fehlen-
de öffentliche Anerkennung, Vorurteile der Sprache gegenüber sowie fehlende 
Kenntnis der Minderheitenproblematik.

Die Aromunen in Rumänien und Albanien verfügen über keinerlei staatlich geför-
derter Bildungsmöglichkeiten. Das lässt sich vor allem auf die fehlende offizielle 
Anerkennung der Minderheit zurückführen, bzw. auf eine Bildungspolitik, die au-
tochthone Minderheiten unbeachtet lässt bzw. vollständig ausschließt.

Die Beispiele zeigen, wie unterschiedlich die Bildungssituation der europäischen 
Minderheiten in Europa ist und, dass nichtstaatliche Bildungsträger – wie NGOs, 
Vereine, Verbände und Kultureinrichtungen der Minderheiten – einen hohen Stel-
lenwert bei der Minderheitenbildung einnehmen. Fast alle Minderheiten haben mit 
abnehmenden Sprecherzahlen zu kämpfen, und sind teils sogar vom Aussterben 
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bedroht, wenn in Zukunft nicht aktiv dagegen vorgegangen wird. Um zu einer Ver-
besserung der Bildungsmöglichkeiten der autochthonen Minderheiten in Europa 
beizutragen, haben wir folgende Vorschläge bzw. Empfehlungen ausgearbeitet.

3.3 Empfehlungen
Was fordern wir?

1. Die Ratifizierung und Umsetzung der rechtlichen Verpflichtungen 

Wie eingangs erläutert, ist für die Verwirklichung des Rechts auf Bildung und 
Sprache die Ratifizierung und vollständige Umsetzung völkerrechtlicher Doku-
mente dringend erforderlich – vor allem des Rahmenübereinkommens zum Schutz 
nationaler Minderheiten und der Europäischen Charta der Regional- oder Minder-
heitensprachen des Europarates durch die einzelnen Staaten.

Die JEV muss Probleme der Minderheiten analysieren und stärker als bisher auf 
Defizite auf allen politischen Ebenen aufmerksam machen. Das kann durch poli-
tisches Lobbying, Monitoring, Resolutionen, Pressemitteilungen, Petitionen und 
Demonstrationen erfolgen. In diesem Zusammenhang wird empfohlen verstärkt 
mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren zusammenzuarbeiten, um Druck auf 
die Staaten auszuüben.

2. Die ganzheitliche Gestaltung der formalen und non-formalen Bildungssysteme 

Entsprechend geltender internationaler Bildungsstandards muss sich die Ge-
staltung der Bildungssysteme der Minderheiten am Prinzip des lebenslangen 
Lernens orientieren. Bei der Ausgestaltung des Bildungssystems ist die direkte 
Einbindung der betroffenen Minderheit und ihrer Interessevertretungen zu ge-
währleisten. Zentral ist die Mit- und Selbstbestimmung hinsichtlich der Bildungs-
inhalte und –ziele, Rahmenbedingungen (Unterrichtsmaterialien, Lehrpersonal, 
Bildungseinrichtungen), Sprachbildung, Ausstattung und Förderung.

Für die JEV ergeben sich folgende Maßnahmen: 

–– Möglichkeiten schaffen für einen europaweiten Austausch von Schülern und 
Lehrern aus Minderheitenregionen 

–– Stärkere Kooperationen mit Universitäten: Gastvorträge an den Universitäten 
durch JEV-Mitglieder zum Thema „Minderheiten im nationalen Bildungssystem”

–– Förderung der Minderheitenpädagogik: Junge Menschen dazu motivieren eine 
Ausbildung als Minderheitenpädagoge zu absolvieren, dazu wollen wir eine Ko-
operation mit dem Institut für Minderheitenpädagogik am University College Süd-
dänemark aufbauen und der Pädagogischen Fakultät der Universität Flensburg

–– Durchführung von minderheitenpädagogischen Konferenzen und Seminaren 
unter Schirmherrschaft der JEV

–– Hilfe bei der Organisation von Sprachkursen in den Mitgliedsorganisationen

–– Mitentwicklung von Ausbildungsmodulen für die Erzieher- und Lehrerausbildung

–– Schaffung von Netzwerken und Zusammenführen von Akteuren
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3. Die Sprachbildung bei Minderheiten und das Recht auf Sprache

Sprache stellt einen wesentlichen Aspekt der Bildung dar. Daher sind Verfüg-
barkeit und Zugang zu Minderheitensprachbildung von enormer Bedeutung bei 
der Umsetzung eines sozial-inklusiven und nachhaltigen Bildungssystems. Ein-
richtungen, die das Erlernen der Minderheitensprachen ermöglichen, benötigen 
eine zusätzliche Förderung.

Für die JEV ergeben sich folgende Maßnahmen: 

–– Lebendige Sprache: Nutzung der Minderheitensprache in den Bildungseinrich-
tungen, z.B. im Schulunterricht oder Kindergarten 

–– Ausarbeitung spezifischer Unterrichtsmaterialien (z.B. Podcasts, Videos, 
Musik, Kopiervorlagen, Publikationen, Apps)

–– Forschung: Betreuung von akademischen Abschlussarbeiten zum Thema Bil-
dung und Sprache von Minderheiten in Europa durch das Alumni-Netzwerk 
der JEV 

–– Entwicklung und Verbreitung von Merchandising-Produkten (z.B. Minderhei-
ten-Wörterbücher, Sticker, Pullover, Flyer, Buttons, Spezialitäten aus den Min-
derheitenregionen) 

4. Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung der Öffentlichkeit

Einen hohen Stellenwert unserer Arbeit muss in Zukunft eine intensive Sensi-
bilisierung und Bewusstseinsbildung der Öffentlichkeit einnehmen. Nur wenn 
die Tatsachen und Herausforderungen der Minderheiten in Europa bekannt sind, 
kann eine Auseinandersetzung mit Minderheitenproblemen erfolgreich und ziel-
führend für alle sein.

Für die JEV ergeben sich folgende Maßnahmen: 

–– Eine europaweite Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, v.a. mit Hilfe sozialer 
Medien und den Informationskanälen der JEV Mitgliedorganisationen

–– Kampagnen und Aktivitäten der JEV zu Bedeutung, Vorteilen und Fakten zum 
Thema Sprachen und Minderheiten, zum Beispiel durch:

•  Schulbesuche während der JEV-Seminare
•  „Language”-Flashmobs während der JEV-Seminare, mit dem Ziel einer 

stärkeren Außenwirkung der Seminare in den einzelnen europäischen Re-
gionen

•  Themenbezogene Kampagnen in den Sozialen Medien
•  Verbreitung von Best-Practice-Beispielen, darüber wie man Sprachen 

promoten und Wissen verbreiten kann, Bsp. „Afûk” Promotion der west-
friesischen Sprache oder die europäische Sprachkampagne „language 
diversity”

–– Auswertung und Aufbau auf die Ergebnisse dieser Best-Practice-Beispiele –	
Aufarbeitung, Übersetzung und Verbreitung von Materialien in Minderheitenspra-
chen, wie Informationen für Eltern, z.B. über mehrsprachige Erziehung, Schulen, 
Vorteile von Mehrsprachigkeit



39

–– Durchführung von Diversity Festivals, wie 2015 in der Lausitz, Deutschland, mit 
dem Ziel der Beseitigung von Sprachbarrieren, z.B. durch interkulturelle und 
interlinguale Kommunikation – Theater, Musik, Gesang und Tanz 

–– Organisation, Durführung und Teilnahme an Study Sessions des Europarats, 
wie „Mind Your Language” 2015 in Budapest, Ungarn. 

3.4 Endnoten und weiterführende Literatur
1  Siehe: http://www.humanrights.ch/de/menschenrechte-themen/sozialrechte/bildung/.
2  AUSSCHUSS FÜR WIRTSCHAFTLICHE, SOZIALE UND KULTURELLE RECHTE Einundzwanzigste Tagung 
   15. November – 3. Dezember 1999 DURCHFÜHRUNG DES INTERNATIONALEN PAKTES ÜBER WIRTSCHAFTLICHE,  
   SOZIALE UND KULTURELLE RECHTE Allgemeine Bemerkung 13 (Einundzwanzigste Tagung, 1999) Das Recht auf Bildung  
   (Artikel 13 des Paktes).
3  Siehe: http://www.humanrights.ch/de/menschenrechte-themen/sozialrechte/bildung/.
4  Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen: Das Recht auf Bildung der autochthonen, nationalen Minderheiten/
   Volksgruppen in Europa. Tallinn 2007.
5  Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten: http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/157.htm.
6  Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen: http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/148.htm.
7  language diversity: Sprachenvielfalt und Mehrsprachigkeit in Europa. 2014. S.3, 8, 17. Siehe: http://language-diversity.eu/
   wp-content/uploads/2014/09/3_Unsere-Kampagne-language-diversity_Sprachenvielfalt-und-Mehrsprachigkeit-in-Europa.pdf.
8  Basierend auf dem „4A-Schema” der Vereinten Nationen umfasst das Recht auf Bildung vier Bestandteile: 
   die Verfügbarkeit von Bildung (availability), die Zugänglichkeit von Bildung (access), die Eignung von Bildung (acceptability)   
   und die Anpassbarkeit von Bildung (adaptability).
9  Helge Majer: Ganzheitliche Sicht von sozialer Nachhaltigkeit. Stuttgart. S.10. Siehe: http://unw-ulm.ltg-ulm.de/pdf/pdf_doc_
   neu/Helge_Majer2/Soziale%20Nachhaltigkeit.pdf.
10  Helge Majer: Ganzheitliche Sicht von sozialer Nachhaltigkeit. Stuttgart. S.2–3. Siehe: http://unw-ulm.ltg-ulm.de/pdf/pdf_doc_
   neu/Helge_Majer2/Soziale%20Nachhaltigkeit.pdf. 
11 Ausführlich zum Thema non-formale Bildung siehe Kapitel „Ehrenamt”.
12 Zusammenfassung der Antworten der JEV-Mitgliedsorganisationen auf den 2. Fragebogen.
13 Schriftliche Angaben von Aromanian Youth Council (CTArm).
14 Unter non-kin-state Minderheiten werden Volksgruppen verstanden, die über kein Mutterland verfügen.
15 Schriftliche Angaben von Vlach Youth Council of Albania (VYCA).
16 Schriftliche Angaben von Vlach Youth Council of Macedonia (VYCM).
17 Schriftliche Angaben der Giuventetgna Rumantscha (GiuRu).
18 Bundes-Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik (bakip). Siehe: http://www.bakip-basop.at/bakip1.html. 
19 Siehe auch http://www.hrvatskicentar.at/deutsch/kulturverein.htm.
20 Siehe auch http://www.hkd.at/index.php/hr/.
21 Schriftliche Angaben von Hrvatski akademski klub (HAK).
22 Die Sorben in der Niederlausitz (Brandenburg) bezeichnen sich auch als Wenden. 
23 Siehe auch „Die Sorben/Wenden in der Lausitz”: http://language-diversity.eu/knowledge/regions-of-europe/die-
    sorbenwenden-in-der-lausitz/; Schriftliche Angaben vom Sorbischen Jugendverein Pawk. 
24 Siehe http://afuk.nl/.
25 Siehe auch „Die Westfriesen in den Niederlanden”: http://language-diversity.eu/knowledge/regions-of-europe/die-
   westfriesen-in-den-niederlanden/; Schriftliche Angaben von Frysk Ynternasjonaal Kontakt (FYK).
26 Schriftliche Angaben vom Südtiroler Jugendring (SJR).
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Roma1 bilden mit über 10 Millionen Menschen die größte Minderheit in Europa. 
Damit überragt die Anzahl der in Europa lebenden Roma die Bevölkerungszahl vie-
ler EU-Mitgliedstaaten. Auch wenn Roma seit Jahrhunderten in Europa beheimatet 
sind, ist ihr Alltag oft gezeichnet vom Kampf um Respekt, Recht und Anerken-
nung. Die Geschichte der Roma-Minderheiten ist geprägt von Vorurteilen, Unter-
drückung, Verfolgung und Diskriminierung. Noch immer sind Antiziganismus und 
Rassismus präsent in den Gesellschaften Europas und stoßen in weiten Teilen der 
Bevölkerung auf Akzeptanz. Die Roma sind die am stärksten diskriminierte Minder-
heit in Europa. Das wollen wir – die JEV – nicht hinnehmen und stellen uns an die 
Seite der Roma, um uns mit ihnen zusammen für unsere Rechte stark zu machen!

4.1 Warum hat die JEV eine Roma-Strategie entwickelt? 
Wir als JEV sind die europäische Dachorganisation aller autochthonen und eth-
nischen Minderheiten. Die damit verbundene Verantwortung ist uns bewusst und 
wir setzen uns für die Rechte aller jugendlichen MinderheitenvertreterInnen ein. 
Wir haben durch den Austausch mit unserer Mitgliedsorganisation SUMNAL und 
unseren europäischen Partnerorganisationen viel über die Situation der Roma er-
fahren und großartige Projekte kennengelernt. Gleichzeitig sind wir auf reges In-
teresse an unserer Arbeit als JEV und unseres Potentials als europäische Dachor-
ganisation gestoßen. Wir wollen die begonnene Zusammenarbeit auch in Zukunft 
weiterführen und vertiefen. Dabei können wir uns auf die Unterstützung unserer 
Roma-Partnerorganisationen verlassen.

Roma als größte Minderheit haben weltweit ein aktives und breites Netzwerk von 
Jugendorganisationen aufgebaut. Auf europäischer Ebene bestehen solche Netz-
werke mit dem Forum of European Roma Young People (FERYP) und ternYpe 
– International Roma Youth Network Roma-Organisationen, die sich aktiv für die 
Belange der Roma einsetzen. Mit SUMNAL haben wir eine Roma-Organisation 
aus Mazedonien als Mitglied, die auch im Netzwerk von FERYP aktiv ist. Somit 
bestehen Überschneidungen unserer Netzwerke, die eine rege Kooperation zu 
ähnlichen Fragestellungen ermöglichen. 

Denn eines ist allen Minderheiten bewusst: Verletzt man die Rechte einer Min-
derheit, verletzt man die Rechte aller Minderheiten. Wenn, aus welchen Gründen 
auch immer, eine Minderheit angegriffen wird, kann eine andere Minderheit die 
nächste sein. Darum ist für uns als JEV grundlegend festzuhalten: Wir stehen 
solidarisch zusammen als Minderheiten!

Wir, als Angehörige verschiedener Minderheiten, wollen voneinander lernen. Dar-
um veranstalten wir Seminare, bei denen sich Jugendliche verschiedener Minder-
heiten begegnen, um sich über Probleme, Herausforderungen und Erfolge ihrer 
Arbeit sowie der nationalen und europäischen Minderheitenpolitik auszutauschen.

4. ROMA-STRATEGIE

„Der Angriff auf Minderheiten ist 
immer auch ein Angriff auf unsere 
demokratische Grundordnung.”

Romani Rose
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Mit einem Altersdurchschnitt von 25 Jahren stellen Roma die jüngste Bevölke-
rungsgruppe in der EU dar. Da diese Jahre für das restliche Leben sehr prägend 
sind, nehmen Diskriminierung und soziale Ausgrenzung vor allem auf die Entwick-
lung junger Menschen einen starken Einfluss. Auf unseren Seminaren wollen wir 
besonders darüber reden und zusammen Wege finden, wie wir als europäische 
Jugend die Situation verbessern können. Wir wollen auf unseren Seminaren einen 
intensiven Austausch aller Minderheiten erreichen und dabei mehr über die Situ-
ation der Roma-Minderheiten lernen. Denn nur wer einander zuhört und zusam-
menarbeitet, kann gemeinsam aufstehen und zusammen etwas erreichen!

Darüber hinaus wollen wir den Austausch auf europäischer Ebene verbessern, 
indem wir enger mit unseren Mitgliedern und Partnern zusammenarbeiten. Durch 
die enge Kooperation mit Roma-Organisationen wollen wir voneinander lernen 
und unsere Erfahrungen als überregionale Minderheitenorganisation in aktuelle 
Diskurse einbringen. Wir als JEV haben zum Ziel, die politischen Möglichkeiten 
unserer Organisation auf europäischer Ebene zu stärken und unser vorhandenes 
Potential noch besser zu nutzen. Denn wir – die JEV – sowie unsere Partner 
ternYpe und FERYP sind die einzigen Jugendorganisationen, die sich für den Er-
halt und die Entwicklung von Minderheiten- und Volksgruppenrechten einsetzen. 
Unsere gemeinsame Verantwortung ist es daher, uns aktiv für die Rechte der 
Minderheiten und einen interkulturellen Dialog stark zu machen.

4.2 Hintergrund
Die Geschichte der Roma ist eine Geschichte Europas. Roma sind hier schon 
über 1000 Jahre zu Hause. Die Vorfahren der heute in Europa lebenden Roma 
stammen ursprünglich aus Indien, beziehungsweise dem heutigen Pakistan, was 
aufgrund linguistischer Studien als sicher anzusehen ist. Neben ihrem histo-
risch-indischen Erbe finden sich in der Sprache und Kultur der Roma auch Ele-
mente anderer Volksgruppen und Länder wieder, genauso wie sich in anderen 
Volksgruppen auch die Kultur und Sprache der Roma widerspiegelt. Daher gibt 
es innerhalb der Roma-Gemeinschaften viele verschiedene Ausdrucksformen von 
Identität, Sprache und Kultur. 

Roma sind fester Bestandteil europäischer Kulturgeschichte. Solche historischen 
Fakten, wie auch die historische Unterdrückung, Sklaverei, Zwangsassimilation 
und Verfolgung der Roma-Minderheiten sind innerhalb der Mehrheitsbevölkerun-
gen zum Teil unbekannt oder bleiben unausgesprochen. Der Hass auf Menschen, 
die als „Zigeuner” stigmatisiert werden, ist sehr weit verbreitet und hat sich tief 
ins kulturelle Gedächtnis der europäischen Gesellschaft eingebrannt.2 

Die innenpolitische Entwicklung in vielen europäischen Staaten ist besorgniser-
regend. Die Erweiterung der EU in den Jahren 2004 und 2007 um die Staa-
ten Ost- und Südosteuropas führte auf den ersten Blick zu einer verbesserten 
Rechtslage der dort lebenden Minderheiten. Genauer betrachtet hat sich aber 
nicht viel verändert. Die Integration von Roma in nationale Institutionen, sowie 
die mit dem EU-Beitritt verbundene Verankerung von Minderheitenrechten in den 
nationalen Rechtssystemen, hat die desolate Situation der Roma keineswegs 
verändert. Denn Antiziganismus ist noch immer tief in allen Gesellschaftsschich-
ten verankert und eine durchaus akzeptierte Grundhaltung vieler Menschen ge-
genüber Roma. Heute können wir in Europa die Zunahme rechtspopulistischer 
Bewegungen beobachten, die sich gegen Minderheiten richten und besonders 
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aggressiv gegen Roma vorgehen. Da verwundert es nicht, dass auch in den „al-
ten” EU-Staaten viele Roma in prekären Verhältnissen leben. Länder wie Frank-
reich oder Griechenland haben einschlägige Konventionen zum Schutz der Min-
derheiten gar nicht erst unterzeichnet oder ratifiziert. Minderheitenrechte können 
aber nur dann ein wirksames Instrument des Minderheitenschutzes sein, wenn 
sie auch umgesetzt werden und ihre Einhaltung von verschiedenen unabhängigen 
Stellen kontrolliert wird.

Die Situation von Roma in vielen europäischen Ländern ist geprägt von struk-
tureller und institutioneller Diskriminierung, die zu Armut, sozialer Isolation und 
Chancenlosigkeit führt. Besonders die in Ost- und Südosteuropa beheimateten 
Roma leben am Rande der Gesellschaft, werden aktiv ausgegrenzt und teilweise 
sogar offen verfolgt. Anti-Roma Proteste, Arbeitslosigkeit, Ghettoisierung, Ein-
schränkung der Bewegungsfreiheit, systematische Ausgrenzung durch staatli-
che-und nichtstaatliche Institutionen, sowie kein oder nur ein begrenzter Zugang 
zum Gesundheits-, Sozial- und Bildungssystem gehören zum Alltag vieler Roma 
in Europa.

4.3 Nationale und internationale Initiativen 
Die genannten Probleme werden auch von europäischen Regierungen wahrge-
nommen. 2005 unterzeichneten zwölf europäische Staaten die Decade of Roma 
Inclusion 2005–2015 und verpflichteten sich dadurch aktiver und intensiver an 
der Beseitigung der Diskriminierung von Roma zu arbeiten, um die Kluft in der 
Lebens- und Bildungssituation zwischen Roma und Nicht-Roma zu schließen. 
Ob die Roma-Dekade und die damit Verbundenen nationalen Romastrategien 
ihre Ziele erfüllt haben, bleibt umstritten. Fest steht aber, dass die Probleme der 
Roma-Minderheiten in den Fokus europäischer und nationaler Debatten gerückt 
sind und damit eine breitere öffentliche Wahrnehmung erfahren als zuvor. Als 
eine Maßnahme der Roma-Dekade wurde der Roma Education Fund (REF) iins 
Leben gerufen. Der REF unterstützt Programme für eine qualitativ hochwertige 
Bildung für Roma, insbesondere für den Abbau der Segregation in bestehen-
den Schulsystemen, vergibt Stipendien und unterstützt Bildungsprojekte von 
Roma- und Nicht-Roma Organisationen. Auch die EU verabschiedete 2011 eine 
Roma-Strategie, in der die „besondere Verantwortung” der europäischen Ge-
meinschaft hervorgehoben wird. Darin spricht sich die EU für den aktiven Schutz 
der Grundrechte, sowie eine soziale und wirtschaftliche Inklusion der Roma aus. 
Das Papier fordert die EU-Mitgliedstaaten dazu auf, bis 2020 Reformprogramme 
vorzulegen, die Roma Zugang zu Bildung, Beschäftigung, Gesundheitsfürsorge 
und Wohnraum gewähren. Allerdings stehen die Nationalstaaten weiterhin vor 
großen Herausforderungen. Die Probleme bei der Umsetzung der Strategie sind 
nach wie vor fehlendes politisches Bewusstsein, das Fehlen von Strukturen zur 
Umsetzung der Forderungen und die kurzfristige Planung der Projekte.

Bildung wird immer wieder als Schlüssel zur Inklusion genannt. Die Förderung 
regionaler Bildungsprojekte und Roma-Organisationen ist ein Ansatzpunkt, der 
sehr wichtig für die Stärkung der Roma-Gemeinschaft ist. Denn nur die Förde-
rung der Eigeninitiative und Eigenverantwortung schafft eine gleichberechtigte 
Partnerschaft zwischen Interessenvertretern von Roma- und Nicht-Roma. 

Ein Beispiel für eine regionale Roma-Organisation, die sich für bessere Bildungs-
möglichkeiten junger Roma einsetzt, ist unsere Mitgliedorganisation SUMNAL 
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aus Mazedonien. 2004 als Bürgerinitiative gegründet, orientieren sich SUMNAL 
bei ihrer Arbeit an den individuellen Bedürfnissen der Roma-Gemeinschaft in Ma-
zedonien. Durch ihre Seminare, Nachhilfestunden und Workshops zu verschie-
denen Themen (z.B. Geschlechtergleichstellung oder Antidiskriminierung) leisten 
sie einen Beitrag zur Bildung von Kindern und Jugendlichen und tragen zur Ver-
besserung der sozialen Situation der Roma-Gemeinschaft bei. Ziel von SUMNAL 
ist es, die aktive Beteiligung junger Roma in der Gesellschaft zu fördern und einen 
Beitrag zum Aufbau, zur Entwicklung und Stärkung der multiethnischen mazedo-
nischen Gesellschaft zu leisten. 

Wir – die JEV – unterstützen SUMNAL dabei. Im August 2014 veranstalteten 
wir in Ohrid in Mazedonien zusammen mit SUMNAL und FERYP das JEV Ro-
ma-Event. Bei dieser Veranstaltung kamen rund 16 Minderheiten aus 10 Ländern 
zusammen, um mehr über die Situation junger Roma zu erfahren, sich auszutau-
schen und gemeinsame Projekte zu entwickeln. Das Seminar wurde begleitet von 
öffentlichkeitswirksamen Aktionen, um die lokale Bevölkerung auf die Situation 
der Roma aufmerksam zu machen und zu zeigen: Wir sind hier, wir sind zusam-
men und wir haben viele Stimmen!

Der Europarat setzt sich seit den 1990er Jahren für den Schutz der Minderhei-
ten in Europa ein und hat 2011 den Roma Youth Action Plan (RYAP) ins Leben 
gerufen. Der Aktionsplan ist eine Reaktion auf die Herausforderungen der Ro-
ma-Jugend in Europa. Der Plan umfasst Projekte, welche die Möglichkeiten des 
Engagements der Roma-Jugend stärken sollen und besonders die Beteiligung an 
politischen Entscheidungsprozessen und Strukturen auf europäischer Ebene zum 
Ziel hat. Bei der Erarbeitung und Durchführung des Plans sind Roma-Jugendor-
ganisationen, wie unsere Partner FERYP und ternYpe, federführend.

Um in der Gegenwart zu handeln und damit die Zukunft zu verändern, ist es 
wichtig die Vergangenheit zu kennen. Darum hat ternYpe die Roma Genocide 
Remembrance Initiative ins Leben gerufen. Diese Initiative soll dem Genozid an 
den Roma durch die Nationalsozialisten im Zweiten Weltkrieg bekannt machen 
und damit Licht auf einen blinden Fleck der Geschichte werfen. Die Zahl der im 
nationalsozialistisch besetzen Europa und in den mit Hitler-Deutschland verbün-
deten Staaten ermordeten Sinti und Roma wird auf eine halbe Million geschätzt3. 
Der Mord an fast 23 000 Sinti und Roma im KZ Auschwitz-Birkenau ist z.B. noch 
immer kaum bekannt, geschweige denn überall offiziell anerkannt. Solche Men-
schenrechtsverbrechen aufzuarbeiten und bekannt zu machen ermöglicht die 
„Roma Genocide Remembrance Initiative”. Dabei haben die Roma- und Nicht-Ro-
ma Jugendorganisationen die Möglichkeit, sich kennen zu lernen, zu vernetzen 
und Strategien zu entwickeln, wie Diskriminierung in Zukunft verhindert werden 
kann. Die Initiative ist ein Beispiel dafür, wie Erinnerungsarbeit maßgeblich zur 
Stärkung der Identität der Roma-Jugend beiträgt, indem offen und ehrlich mit der 
Geschichte umgegangen wird, um dabei die eigene Identität und Herkunft besser 
zu verstehen.

Wir unterstützen unsere Partner aktiv bei dieser Arbeit und setzen uns für die his-
torische Aufarbeitung von Völkermord, sowie für eine Stärkung der Roma-Jugend-
bewegung ein. Wir glauben, dass die Kenntnis der Geschichte und der Rechte 
wichtig ist, um als aktiver junger Bürger die Zukunft zu verändern.
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4.4 Empfehlungen
Wir wollen uns weiterhin mit der Roma-Volksgruppe solidarisieren, und durch 
einen europaweiten Austausch von Erfahrungen und Wissen profitieren.

–– Wir gehen gegen jede Form der Diskriminierung, Antiziganismus und Hass-
rede vor. 

–– Wir wirken der Unterdrückung von Minderheiten, insbesondere aber der histo-
risch begründeten Unterdrückung der Roma entgegen.

–– Wir helfen eine starke Roma-Jugendbewegung bzw. starke Jugendbewegung 
der Minderheiten aufzubauen.

Darum fordern wir: 

1.	Die offizielle Anerkennung des Genozids an den Roma im Zweiten Weltkrieg 
durch die Nationalsozialisten, sowie die Anerkennung der historisch veranker-
ten Unterdrückung der Roma.

2.	Die Anerkennung der Roma-Minderheiten als nationale Minderheit und die Ra-
tifikation entsprechender Dokumente des Minderheitenschutzes sowie ihre Im-
plementierung.

3.	Die Stärkung des Kompetenzrahmens der Europäischen Union bezüglich des 
Minderheitenschutzes.

4.	Die vollständige und gleichberechtigte Teilhabe der Roma-Minderheiten auf al-
len politischen Ebenen und in Entscheidungsfindungsprozessen.

5.	Die Förderung von Projekten und Veranstaltungen von Roma und Minderhei-
ten-Jugendorganisationen.

6.	Die Ausarbeitung und Implementierung effektiver europäischer Strategien zur 
Bekämpfung von Rassismus und Antiziganismus.

7.	Die Stärkung und Unterstützung von Graswurzelbewegungen von Roma und 
dem Dialog zwischen Roma und Nicht-Roma Jugendorganisationen.

Diese Forderungen setzen wir um:

Auf politischer Ebene:

Wir – die JEV – wollen die gemeinsamen Interessen verstärkt auf den uns zu-
gänglichen politischen Ebenen vertreten, wie z.B. im Europäischen Jugendforum, 
dem Advisory Council des Jugenddepartements des Europarates, dem Europäi-
schen Dialogforum, dem Europäischen Parlament, der EU-Kommission, sowie in 
den nationalen Regierungen und Institutionen. 

Auf zivilgesellschaftlicher Ebene:

–– „JEV-Roma Tandem”: Wir – die JEV – wollen eine engere Zusammenarbeit und 
einen intensiven Dialog mit lokalen und internationalen Roma-Jugendorganisa-
tionen aufbauen. Das soll durch eine Partnerschaft jeder JEV-Mitgliedsorgani-
sation mit einer Roma-Organisation erfolgen. 
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–– „Minderheiten schreiben Geschichte”: Dabei soll in einem auf längere Zeit an-
gelegten Prozess ein Geschichtsbuch der Minderheiten entstehen, welches 
von den jeweiligen Minderheiten verfasst wird. Dabei wollen wir auch die Ge-
schichte der Roma systematisch aufarbeiten und somit zur Emanzipation und 
Aufarbeitung der Geschichte beitragen. 

–– „Grenzland Demos”: Um auf die Einschränkung der Bewegungsfreiheit von 
Roma aufmerksam zu machen und zu zeigen, dass Freizügigkeit noch lange 
nicht für alle selbstverständlich ist, wollen wir zeitgleich in verschiedenen Län-
dern Europas zusammen die Grenzen überqueren. Damit wollen wir ein Zei-
chen gegen die Diskriminierung der Roma setzen. 

–– Wir unterstützen aktiv die „No Hate Speech Kampagne” des Europarates und 
führen eine „Online und Offline Kampagne gegen Diskriminierung” durch. 

4.5 Endnoten und weiterführende Literatur
1    Der in diesem Dokument verwendete Begriff „Roma” bezieht sich auf Roma, Sinti, Kale und andere verwandte Gruppen in 
     Europa einschließlich Pavee, Dom und Lom. Die Definition entspricht der des Europarats von 2014.
2    Vgl. Assmann, Jan: Das kulturelle Gedächtnis. Schrift, Erinnerung und politische Identität in frühen Hochkulturen. 
     München 1992. 
3    Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma: www.sintiundroma.de. 
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1. Was ist Ehrenamt?
Die Definition des Europäischen Jugendforums für einen Freiwilligen ist:

„EEine Person, die Aktionen zu Gunsten 
der Gesellschaft ausführt, die durch den 
freien Willen geprägt sind. Diese Aktivi-
täten sind einer gemeinnützigen Sache 
gewidmet, zugunsten der persönlichen 
Entwicklung der Freiwilligen, die ihre 
Zeit und Energie für das Gemeinwohl 
ohne finanzielle Belohnung einsetzen.” 1

Freiwilliges Engagement ist ein wichtiger Bestandteil von demokratischen Gesell-
schaften. Es verbessert die Lebensqualität der Freiwilligen sowie die, der Gesell-
schaft. Freiwillige bekommen durch ihren Einsatz Respekt von anderen, treffen 
neue Leute und haben Spaß. Es werden persönliche Fähigkeiten und Kompe-
tenzen weiter entwickelt, Selbstvertrauen gewonnen und das Selbstwertgefühl 
erhöht. Freiwilliges Engagement erhöht außerdem das Gefühl der Zugehörigkeit 
und fördert damit soziale Integration. Denn Menschen aus fast allen gesellschaft-
lichen Schichten können sich engagieren – unabhängig von Bildung oder Ein-
kommen. Ehrenamt ermöglicht es Menschen, die sich ansonsten im Alltag nicht 
treffen oder zusammen arbeiten würden, sich gemeinsam für einen bestimmten 
Zweck zu engagieren.

Wert für die Gemeinschaft

Freiwilliges Engagement kann dazu beitragen, die Gemeinschaft zu stärken sowie 
Solidarität zwischen Menschen aus verschiedenen Kulturen und verschiedenen 
wirtschaftlichen und sozialen Hintergründen aufzubauen. Diese Solidarität stärkt 
das Vertrauen und das gemeinsame Verständnis zwischen und innerhalb der Ge-
meinschaft. Außerdem wird die Fähigkeit, Entscheidungen zu treffen, gestärkt. 
Alles in allem tragen Freiwillige zu einem gesunden Funktionieren einer Gemein-
schaft bei.

Wert für die Gesellschaft

Während viele Antriebe für Menschen in der modernen Gesellschaft durch wirt-
schaftliche und materielle Vorteile entstehen, kann freiwilliges Engagement ein 
Gegengewicht zu diesen liefern. Gesellschaftsstrukturen außerhalb der formalen 
Institutionen setzen vor allem auf die freiwilligen Bemühungen von hoch engagier-
ten Menschen. Dies hat den Effekt, dass Menschen gemeinsam für das Gemein-
wohl der Gesellschaft arbeiten. Es liegt in der Bezeichnung Ehrenamt oder frei-

5. ehrenamt

„Selbstlose und edle Handlungen 
sind die strahlendsten Seiten in 

der Biographie der Seelen.”
David Thomas

Der Begriff Ehrenamt, im Englischen 
„volunteering”, hat seinen Ursprung im 

lateinischen Wort „volunt”, was für „sie wol-
len” steht. Im Deutschen wird eher auf die 

freie Entscheidung des Individuums 
abgestellt: freiwillig. 
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williges Engagement, dass keine materielle Entschädigung erwartet und geleistet 
wird. Freiwillig zu sein bedeutet auch, Menschen zusammenzubringen, um sich 
für eine gemeinsame Sache zu engagieren. Dies führt zu einer demokratischen 
Emanzipation des Individuums als aktiver Bürger und bildet somit einen Beitrag 
zur Gesellschaft. Die Europäische Charta über die Rechte und Pflichten der Frei-
willigen sagt:

„Dem Wert der Freiwilligenarbeit gebührt die volle Anerkennung, als ein Gefühl 
der europäischen Identität und aktiver Bürgerschaft, als Beitrag zum Gemein-
wohl, sowie zum Human- und Sozialkapital. Weiterhin ist Freiwilligenarbeit eine 
Quelle für Wirtschaftswachstum und ein Weg zur Integration und Beschäftigung, 
ein positives Ergebnis in sich und einen Mechanismus für die Verbesserung des 
sozialen Zusammenhalts. Freiwilligendienst reduziert auch die wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Ungleichheiten.” 2

In unserer heutigen Gesellschaft gibt es viele Möglichkeiten, sich in der einen oder 
anderen Form freiwillig zu engagieren. Aktiven Bürgern steht es frei, sich in einem 
Bereich ihrer Wahl einzubringen – seien es religiöse, politische oder kulturelle Aktivi-
täten, oder einer von vielen anderen Bereichen. Mehr und mehr wird die Bedeutung 
von Ehrenamt von der Gesellschaft und von Institutionen anerkannt. Dies zeigt sich 
auch darin, dass die Vereinten Nationen im Jahr 2001 und das Europäische Parla-
ment im Jahr 2011, diese Jahre zum „Jahr der Freiwilligentätigkeit” erklärt hatten. 

Der Eurobarometer 2011 konstatiert, dass 24% der Befragten Freiwilligentätig-
keiten ausüben, entweder regelmäßig oder gelegentlich.3 Im Vergleich dazu steht 
in einem Bericht der Europäischen Kommission (2007), dass beinahe 80% der 
EU-Bürger es als wichtig erachten, ehrenamtliche Tätigkeiten auszuüben oder an-
deren zu helfen (Platz 6). Damit liegt das Ehrenamt sogar vor Religion und Politik.4 
Daher gibt es eine große Lücke zwischen der Wertschätzung der Freiwilligenarbeit 
und den tatsächlich freiwillig Tätigen. Die Unterschiede zwischen den aktiven Frei-
willigen in EU-Mitgliedstaaten sind immens. Nach den Befragten der Eurobarome-
ter-Umfrage variiert es von nur 9% der Gesamtbevölkerung in Polen und 57% in 
den Niederlanden. In Dänemark, Finnland, Österreich, Luxemburg, Deutschland und 
Slowenien zeigen die Ergebnisse, dass mehr als ein Drittel der Bevölkerung auf re-
gelmäßiger oder gelegentlicher Ebene freiwillig sind. Malta, Spanien, Griechenland, 
Rumänien, Bulgarien, Portugal und Polen liegen alle unter dem EU-Durchschnitt.5 
Diese verschiedenen Ergebnisse der Freiwilligentätigkeit sind oft das Ergebnis von 
einem gut ausgebildeten Freiwilligensektor und lang anhaltender Tradition für Frei-
willigentätigkeiten in einigen EU-Mitgliedstaaten – im Gegensatz zu dem sich erst 
jetzt entwickelnden Freiwilligensektor in anderen Ländern.6

Die JEV bietet ein breites Angebot von freiwilligen Aktivitäten, um allen Bedürfnis-
sen gerecht zu werden. Dabei setzen wir uns gleichzeitig für den Abbau von Hin-
dernissen bei freiwilligen Tätigkeiten ein. Denn die JEV ist ein lebendiges, aktives 
Netzwerk, das nur mit motivierten Freiwilligen überleben kann. Im Zentrum des 
Ehrenamtes bei der JEV steht die Entwicklung der Persönlichkeit durch non-for-
males Lernen.

Die Wichtigkeit des non-formalen Lernens

Non-formale Bildung wird von uns als ein strukturierter Bildungsprozess definiert, 
welcher neben dem herkömmlichen (formalen) Bildungs- und Schulsystem statt-
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findet und üblicherweise nicht zu einer Zertifizierung führt. Dieser Prozess findet 
außerhalb der klassischen Bildungsinstitutionen statt und zielt auf ein selbstge-
steuertes Lernen ab. Wer sich dabei freiwillig engagiert, nimmt eine aktive Rolle 
im Lernprozess ein. Anders als beim informellen Lernen, wo Lernen weniger ab-
sichtlich geschieht, ist den Teilnehmenden beim non-formalen Lernen in der Regel 
bewusst, dass er oder sie etwas lernt.

Bei der Anerkennung und Sicherstellung der Qualität der non-formalen Bildung 
spielen Jugendorganisationen wie die JEV eine wichtige und verantwortungsvolle 
Rolle. Jugendorganisationen zählen zu den Hauptanbietern des non-formalen Ler-
nens und betonen die Gleichstellung des non-formalen mit dem formalen Lernen 
in der Bildungsdebatte.

Die JEV führt z.B. internationale Seminare, Jugendaustausche und Projekte mit 
dem Ziel durch, einen interkulturellen Dialog herzustellen. Jugendliche werden 
dazu angeregt, sich selbst im Bereich der internationalen Jugendarbeit auszu-
probieren; sie stärken ihre Identität, übernehmen Verantwortung und können das 
Gelernte in der eigenen Minderheit anwenden – z.B. indem sie selbst solche Bil-
dungsangebote schaffen. 

Anerkennung im Ehrenamt

Für die Europäische Union ist das Ehrenamt wichtig, da es die aktive Bürgerschaft 
unterstützt und „zu direktem Einfluss der Bürger auf die lokale Ebene führt und 
daher eine wichtige Rolle in der Förderung der Zivilgesellschaft und Demokratie 
spielt.” Aus diesem Grund ist die Anerkennung ehrenamtlicher Tätigkeiten wichtig. 
Die EU empfiehlt „die Bestätigung der non-formalen und informalen Bildung, um 
die Fähigkeiten und Kompetenzen von Freiwilligen anerkennen zu können.”7

In einem Fragebogen haben wir YENies (=JEV-Freiwillige) gefragt, wie sie sich 
in ihrer freiwilligen Tätigkeit anerkannt fühlen. 30 von 49 Befragten fühlen sich 
anerkannt, 10 hingegen nicht und 9 machten keine Angaben. Die am meisten 
genannte Form der Anerkennung war die, anschließend als Experte auf dem Ge-
biet gesehen zu werden – hier vor allem auch als Anerkennung gemeint, die ihre 
lokalen Organisationen bekommen. Andere Formen der Anerkennung sind Lob, 
Dank, Wertschätzung, soziale Anerkennung oder öffentliche Anerkennung durch 
Presseberichte. Die Befragten gaben an, dass das positive Beispiel für andere Ju-
gendliche zu sein, insbesondere wenn diese beginnen sich selbst zu engagieren, 
ebenso als Anerkennung angesehen wird. Nur wenige gaben an, Universitätsno-
ten oder Zertifikate als Anerkennung zu bekommen.

Problematisch ist hierbei die Anerkennung vieler Arbeitgeber, welche die in der 
non-formalen Bildung erarbeiteten Fähigkeiten oftmals nicht als solche anerken-
nen, im Gegenzug jedoch den Mangel an Soft-Skills bei den Bewerbern beklagen. 
Die JEV unterstützt die Initiativen des Europäischen Jugendforums (YFJ), nicht nur 
Schul- und Universitätsnoten als Qualifikationen anzuerkennen, sondern auch die 
bei Seminaren oder in freiwilligen Vorständen von Jugendorganisationen erworbe-
nen Qualifikationen. 

Ein erster Schritt hierfür stellt die „Volunteer Time Recognition” des Europäischen 
Jugendwerkes (EYF) dar. Auf diesem Wege kann die Zeit von Freiwilligen, die 
ein Seminar organisieren, in das Projektbudget einfließen und auf diesem Wege 
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Anerkennung finden. Dadurch wird es möglich, die freiwillig und unentgeltlich ge-
leistete Arbeit den Sponsoren und Partnern gegenüber darzustellen.

Die JEV wird die Anerkennung von freiwillig geleisteter Arbeit auf verschiedene 
Arten umsetzen. Unabhängig von der verbalen Anerkennung werden die gängi-
gen Zertifikate wie „Jugendpass” und das „Portfolio for Youth Workers and Youth 
Leaders” des Europarates eingeführt und an die Bedürfnisse der Jugendlichen 
angepasst. Denn es ist wichtig, dass die Jugendlichen ihre Entwicklung auch als 
solche erkennen und wertschätzen können.

5.2 Was bedeutet Ehrenamt für die JEV und YENies?
Wir haben unsere Freiwilligen in verschiedenen Fragebögen und Interviews nach 
ihrer Motivation befragt, wieso sie sich in ihrer Freizeit bei der JEV engagieren. 
Dabei stellte sich heraus, dass die Freiwilligen vor allem ihre jeweilige Minderheit 
unterstützen und ihre eigenen Fähigkeiten verbessern wollen. Auf die Frage, was 
Ehrenamt für sie bedeutet, waren die meistgenannten aus einer Vielzahl von Ant-
worten:

–– Ehrenamt ist nicht erzwungen, man tut es aus freien Stücken.

–– Ehrenamt wird nicht bezahlt, sondern belohnt.

–– Ehrenamt macht Spaß!

Dabei wollen sie vor allem für die Rechte ihrer Minderheit einstehen. Gleichzeitig 
kann man sich mit Gleichaltrigen austauschen, Erfahrungen sammeln und neue 
Freunde finden. Sie können durch die JEV aus ihrer gewohnten Umgebung aus-
brechen, sich in neuen Feldern betätigen und ihren Horizont erweitern. Außerdem 
lernen sie Teilhabe und demokratische Prozesse kennen.

Die aktivsten YENies sind zwischen 20 und 24 Jahren alt. Das Geschlechterver-
hältnis ist ausgeglichen, der Großteil studiert oder hat studiert. Laut Fragebogen 
haben 25% der YENies schon länger als 10 Jahre Erfahrung im Freiwilligendienst 
gesammelt. Dies unterstreicht die Schlussfolgerung, dass das Ehrenamt einen 
hohen Stellenwert in ihrem Leben einnimmt.

Anzahl an Jahren, die YENies im Ehrenamt aktiv sind (51 Teilnehmer)
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Wir sind der Auffassung, dass das Langzeitengagement in der JEV und in den 
Mitgliedsorganisationen ein wichtiger Beitrag der Freiwilligen ist. Daher ist es 
unser Ziel, junge Menschen so lange wie möglich zu halten, ohne den Gene-
rationenwechsel zu verpassen. Insbesondere in Jugendorganisationen mit einer 
hohen Fluktuation ist es wichtig, einen guten Wissenstransfer zu schaffen.

Die Hauptmotivation von Freiwilligen der JEV ist etwas Sinnvolles in der Freizeit 
zu tun, das zum Erhalt der Kultur beiträgt und ihre Identität stärkt. Viele starten 
recht jung und haben vor allem Spaß am Austausch bei den internationalen Se-
minaren. Mit zunehmendem Alter steigt der Sinn für Verantwortung. Es hat sich 
auch gezeigt, dass YENies zu 70% neben der JEV und ihren Minderheitenorgani-
sationen auch in anderen Feldern aktiv sind, z.B. Kinderbildung, Kreativarbeit oder 
Studentenorganisationen. 

Zeit ist im Ehrenamt immer ein limitierter Faktor und wir wollten erfahren, wie viel 
Zeit YENies dem Ehrenamt widmen. 40% investieren 30–120 Minuten, jeweils 
26% 2–5 Stunden bzw. sogar mehr als 5 Stunden. Dabei fiel auf, dass die Akti-
vität mit der Zeit stieg. Das heißt, dass die, die sich über einen langen Zeitraum 
engagieren, auch mehr Zeit investieren und aktiver sind. Das ist für die JEV eine 
Bestätigung in den Bemühungen, aktive Bürgerschaft zu fördern. Die JEV eröff-
net die Möglichkeit, sich erst durch kurzfristiges Engagement einen Überblick zu 
verschaffen, um dann langfristig in einer Arbeitsgruppe oder dem Präsidium aktiv 
zu sein.

Wöchentliche Zeit, die YENies pro Woche ins Ehrenamt investieren (50 Teilnehmer)

YENies kommen dem Ideal eines aktiven Bürgers somit sehr nahe. Sie engagieren 
sich über einen langen Zeitraum mit hoher Intensität auf europäischer sowie loka-
ler Ebene und tragen zur Verbesserung der generellen Lage der Gesellschaft bei.

Kurzzeitiges Engagement und Seminare

„JEV-Seminare bieten einen sehr interessanten kulturellen wie politischen Nähr-
boden des Austausches. Durch das gemeinsame Ziel des Engagements für die 
jeweilige Minderheit finden sehr interessante Gespräche statt, man lernt unge-
mein voneinander und kann sich über gemeinsame Probleme und Lösungen für 
diese austauschen. Außerdem machen JEV-Seminare unheimlich Spaß, es ist 
sehr interessant die jeweilige europäische Minderheitenregion aktiv kennen zu 
lernen.” – ein Freiwilliger der JEV
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Eines der Hauptergebnisse von JEV-Seminaren sind Freundschaften in ganz 
Europa. Diese führen zu einem besseren Verständnis und Wissen über andere 
Kulturen und erbauen auf diese Weise ein gemeinsames „Haus Europa”. Das so 
entstandene Netzwerk gibt den Freiwilligen das Gefühl einer Familie, in der alle 
dafür wertgeschätzt werden, wer sie sind. Gleichzeitig können sie während der 
Seminare zusammen arbeiten und ein Ziel erreichen. Dadurch können sie einen 
Unterschied machen – etwas verändern. Durch die Seminare sammeln sie neue 
Erfahrungen, wenden diese auch zu Hause an und werden somit auch auf lokalem 
Level in hohem Maße aktiv.

Die JEV möchte die Fähigkeiten junger Menschen bei den Seminaren verbes-
sern. Das Hauptaugenmerk liegt hierbei vor allem auf Kommunikation, Abbau von 
Vorurteilen, Verständnis für andere Kulturen sowie Selbstbewusstseinsstärkung. 
Diese Fähigkeiten helfen ihnen, sich als Persönlichkeiten weiterzuentwickeln und 
in der Gesellschaft anerkannter zu werden. Des Weiteren haben junge Menschen 
mit guten „Soft Skills” bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 

Welche Fähigkeiten haben sich laut den Teilnehmenden bei den Seminaren ver-
bessert?

Durchschnittliche Verbesserung der Fähigkeiten auf JEV-Seminaren

Das Diagramm zeigt die durchschnittliche Verbesserung der Fähigkeiten von Frei-
willigen, seit sie an JEV-Seminaren teilnehmen. Dabei haben die Freiwilligen an-
gegeben, auf welchem Level sie waren, als sie im Ehrenamt begannen und wo sie 
sich zum Zeitpunkt des Ausfüllens befanden. Außerdem sollten sie die für sie 5 
wichtigsten Fähigkeiten ankreuzen.

Dabei ist zu erkennen, dass sich alle Fähigkeiten verbessert haben. Die kleins-
ten Verbesserungen gab es in den Kategorien Kreativität, Umgang mit speziellen 
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Computerprogrammen und aktives Hörverständnis. Dies ist dadurch zu erklären, 
dass die meisten Teilnehmenden diese Fähigkeiten schon zuvor besaßen.

Die am besten weiterentwickelte Fähigkeit ist das Bewusstsein für Vorurteile und 
Diskriminierung. Das erklärt sich dadurch, dass die Teilnehmenden viele andere 
Minderheiten kennenlernen und sich mit diesen über Probleme, welche die Min-
derheiten betreffen, austauschen können. Die zweitbeste Verbesserung erfolgt 
bei Kommunikation und Teamwork, was dem Workshop-Charakter von JEV-Semi-
naren zuzuschreiben ist.

JEV-Seminare bieten Workshops an, in denen sich die Jugendlichen mit aktu-
ellen und/oder wiederkehrenden Themen der Minderheiten auseinandersetzen. 
Sie werden in der Regel von Experten angeleitet, die sich auch mit non-formalen 
Lernmethoden auskennen. Unser Ziel ist es, die Anzahl der internen Worksho-
pleiter zu erhöhen. Dazu führen wir Multiplikatoren Trainings durch, wie z.B. Trai-
ning für Trainer. Dadurch werden die Teilnehmenden mit zusätzlichen Qualifika-
tionen ausgestattet und erhalten außerdem spezifische Methodenkompetenzen. 
Im Anschluss können sie Workshops der JEV leiten und weitere Erfahrungen in 
Trainings sammeln. Die JEV erhält dadurch besser ausgebildete Workshopleiter. 
Gleichzeitig erhalten unsere Mitgliedsorganisationen bessere Trainings und kön-
nen die Qualität ihrer Jugendarbeit auf lokaler Ebene erhöhen. Die JEV-Trainer 
netzwerken auch untereinander, entwickeln neue Projekte und sind weiterhin sehr 
motiviert, sich in der JEV zu engagieren. Dies wird auch zu einem nachhaltigeren 
Netzwerk und einem längeren Engagement von Freiwilligen in der JEV führen.

Langzeitengagement und Arbeit im JEV-Vorstand

Die JEV wird von jungen Menschen für junge Menschen gemacht. Das braucht 
Zeit und ein langfristiges Engagement von motivierten Freiwilligen. Aufgrund oft-
mals geringer Finanzierung muss das Engagement ein unentgeltliches bleiben; 
die Kosten werden jedoch von der Organisation übernommen. Wir sind davon 
überzeugt, dass die freiwillige Arbeit in einer Managementstruktur einer interna-
tionalen Nichtregierungsorganisation eine sehr attraktive Aufgabe und oftmals 
auch eine einmalige Gelegenheit für junge Menschen ist, sich auf diesem Level 
zu engagieren. Hierbei profitieren beide Seiten: Die JEV von motivierten Freiwil-
ligen – und die Freiwilligen, die sich neue Fähigkeiten aneignen können, oder in 
Seminaren bereits erlangte vertiefen. Die Kommunikation mit den Kollegen im 
Präsidium oder den Arbeitsgruppen sind komplexer und vielschichtiger als wäh-
rend der Seminare. Wir bieten hierbei verschiedene Möglichkeiten für langfristi-
ges Engagement junger Menschen.

YENies werden oftmals nach der Teilnahme an Seminaren Mitglieder in einer der 
drei Arbeitsgruppen (AGs) der JEV. Hier können sie die politische Richtung mit-
bestimmen, die strukturelle Entwicklung vorantreiben oder Kommunikationsauf-
gaben der JEV übernehmen. Sie werden für ein Jahr von der Hauptversammlung 
gewählt, die ihnen damit auch Verantwortung überträgt, da sie über ihre Arbeit 
wiederum der Hauptversammlung berichten müssen. Die Arbeitsgruppen haben 
einen Koordinator und einen Arbeitsplan für das Jahr, den es zu erfüllen gilt. Die 
Koordinatoren moderieren die Diskussionen in den Gruppen, überwachen die Er-
füllung des Arbeitsplans und organisieren Arbeitsgruppentreffen. Außerdem sind 
sie gleichzeitig Mitglieder im Präsidium und können somit direkten Einfluss auf die 
generelle Leitung der Organisation nehmen. 
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Die weiteren Mitglieder des Präsidiums, wie die Koordinatoren auf zwei Jahre ge-
wählt, leiten die JEV gemäß den Statuten und den Vorgaben der Hauptversamm-
lung, und sind u.a. verantwortlich für Resolutionen, Arbeitsplan und Budget. Sie 
vertreten die Organisation auch nach außen gegenüber Institutionen auf nationa-
ler oder europäischer Ebene. Des Weiteren arbeiten sie mit unseren Partnern, wie 
z.B. der Föderalistischen Union Europäischer Volksgruppen, dem Europäischen 
Jugendforum oder dem Europäischem Dialogforum zusammen. 

Unser Ziel ist es, optimale Bedingungen für die Freiwilligen in den Arbeitsgrup-
pen, für die Revisoren und den Vorstand zu schaffen. Das bedeutet, sie in ihrem 
Streben nach Verbesserung durch erfahrene Freiwillige und Angestellte zu unter-
stützen. Ein guter Informationsfluss zwischen allen Beteiligten ist dabei wichtig, 
sowie ein gegenseitiger Respekt und die Akzeptanz verschiedener Meinungen. 
Eine positive Arbeitsatmosphäre, Transparenz, sowie das Erreichen der von der 
Hauptversammlung gesteckten Ziele sind dabei die Leitlinien der Arbeit. Ent-
scheidungen werden in all unseren Gremien demokratisch gefällt und verschie-
dene Meinungen begrüßt. Die Aufgabenverteilung ist klar geregelt und wird an 
alle Freiwilligen deutlich kommuniziert. Es gibt keine finanzielle Belohnung für die 
freiwillige Tätigkeit, es wird den Freiwilligen jedoch gleichzeitig auch keine finan-
zielle Last auferlegt.

Die Struktur wird regelmäßig auf ihre Aktualität und auf Hindernisse für die Frei-
willigen überprüft. Außerdem stimmen sich Präsidium und Freiwillige in den Ar-
beitsgruppen nach ihrer Wahl über die Art und Weise der Kommunikation ab, 
um effizient und effektiv miteinander zu arbeiten. Die Möglichkeiten der elekt-
ronischen Kommunikation werden dabei weitestgehend ausgeschöpft, um eine 
schnelle Verständigung über dringende Angelegenheiten zu ermöglichen. Face-
book und Skype können persönliche Treffen jedoch nicht ersetzen. 

In Minderheitenorganisationen gibt es, wie in anderen Jugendorganisationen 
auch, eine hohe Fluktuation von Freiwilligen. Das Ehrenamt soll das Leben im-
mer bereichern, kann jedoch die Lebenswirklichkeit aus Ausbildung, Arbeit oder 
familiären Verpflichtungen nicht ersetzen. Daher kommt es regelmäßig zu einem 
Generationswechsel, was zur Gefahr von „schlafenden Organisationen” oder un-
erfahrenen Vorständen führt. Um den Übergang von verschiedenen JEV-Genera-
tionen bestmöglich zu gewährleisten, muss es Ansprechpartner geben, die offene 
Fragen beantworten können. Dies können Mentoren, Angestellte oder ehemals 
aktive Freiwillige sein, die den „Newbies” mit Rat und Tat zur Seite stehen.

5.3 Empfehlungen
Was fordern wir?

–– Eine bessere Anerkennung von non-formaler Bildung.

–– Ausreichende Förderungen für non-formale Bildung inklusive internationaler 
Reisekosten.

–– Abbau von Reiseschranken in Europa, wie Visaregelungen für Freiwillige.



55

Was möchte die JEV in Zukunft erreichen?

1.	Die JEV bietet verstärkt Multiplikatoren Seminare wie Training for Trainers an. 
Dabei werden verschiedene Level von Anfänger bis Professionell angeboten, 
um die Fähigkeiten der Freiwilligen entsprechend zu fördern und die unter-
schiedlichen Bedürfnisse adäquat zu adressieren. Die ausgebildeten Trainer 
können zukünftig Seminare oder Workshops der JEV leiten. 

2.	Die JEV erstellt einen Pool of Trainers. Dieser soll den Mitgliedsorganisatio-
nen dazu dienen, ihre lokalen Trainings zu professionalisieren und zu internatio-
nalisieren. Gleichzeitig trägt der Pool zur Vernetzung der Trainer untereinander 
bei. Die Mitglieder des Pools werden zu Trainings externer Veranstaltungen 
(SALTO, Jugendforum, Europarat) entsandt, um sich weiter zu entwickeln und 
mehr Expertise in die JEV zu tragen.

3.	Die JEV entwickelt ein Instrument zur Anerkennung von Ehrenamt, sowohl 
für den kurz- als auch für den langfristigen Freiwilligendienst. Dabei werden die 
erworbenen Fähigkeiten transparent dargestellt.

4.	Die JEV entwickelt ein Handbuch für Trainings, das auf die Bedürfnisse von 
Minderheiten abgestimmt ist.

5.	Die JEV entwickelt ein Mentorenprogramm für den Generationenwechsel im 
Präsidium und den Arbeitsgruppen. Es wird außerdem auch außerhalb der Or-
ganisation nach Erfahrungen in der Organisationsentwicklung gesucht.

6.	Die JEV gibt jedem Jahr thematische Schwerpunkte und baut die Seminare 
und Trainings thematisch aufeinander auf.

7.	Die JEV führt Seminare für die antragstellenden Personen ihrer Mitgliedsor-
ganisationen durch, in denen die Antragsmechanismen auf europäischer Ebe-
ne erklärt werden. Bei Bedarf unterstützt das JEV-Office die Mitgliedsorganisa-
tionen bei Antragstellungen auf europäischer Ebene.

5.4 Endnoten und weiterführende Literatur
1    Volunteering Charter – European Charter on the Rights and Resposibilities of Volunteers: EYF. 2012. S. 5 
     (eigene Übersetzung).
2    Volunteering Charter – European Charter on the Rights and Resposibilities of Volunteers: EYF. 2012. S. 6 
     (eigene Übersetzung).
3    Special Eurobarometer 2011. S. 5.
4    EUROBAROMETER 2007. S.14.
5    Special Eurobarometer 2011. S. 6.
6    Volunteering in the European Union – Final Report: EHK. 2010. S. 7–8.
7    Siehe auch http://ec.europa.eu/citizenship/pdf/volunteering_charter_en.pdf. S.12–4.
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Das „JEV Weißbuch der Minderheitenrechte” wurde über einen Zeitraum von 14 
Monaten – von der Idee bis zum Druck der ersten Version – verfasst. Es wurde in 
einem partizipativen Prozess von jungen Menschen erarbeitet, und ist daher ein Do-
kument gelebter Demokratie. In zahlreichen Versionen und Änderungsvorschlägen 
haben die Editoren der einzelnen Kapitel ihre Diskussionsfreude und Kompromiss-
fähigkeit unter Beweis gestellt und sich umfangreiches Fachwissen angeeignet.

Das Weißbuch ist ein Dokument, um Bedürfnisse und Forderungen junger Men-
schen, die Minderheiten angehören, zu artikulieren, die Arbeit der JEV zu präsen-
tieren, aber auch die heutigen Herausforderungen und anstehenden Aufgaben zu 
definieren. Es fasst die größten Problemfelder zusammen, versteht sich jedoch 
nicht als eine geschlossene Arbeit. So wurden nicht alle Themen in gesonderten 
Kapiteln behandelt, sondern ziehen sich als roter Faden durch alle Kapitel dieses 
Weißbuchs, wie z.B. das Thema Nachhaltigkeit.

Das Weißbuch soll ein lebendiges Dokument sein, das von den Minderheiten je-
derzeit weiterentwickelt, verändert und neuen Gegebenheiten angepasst werden 
kann. Nicht alle Forderungen werden in naher Zukunft erfüllt werden können, jedoch 
wollen wir mit diesem Dokument die aktuelle Situation junger Minderheitenangehö-
riger darstellen, ihre Probleme und Herausforderungen skizzieren und damit einen 
Beitrag zur aktuellen gesellschaftlichen Debatte über kulturelle Diversität, soziale 
Inklusion, Diskriminierung und Ehrenamt leisten. Zu lesen sind hier auch politische 
Stellungnahmen, die einmal mehr verdeutlichen, dass das Leben junger Menschen 
in Europa von politischen Entscheidungen geprägt wird. Das Weißbuch zeigt den 
Willen dieser Jugendlichen, sich zu engagieren, ihre Rechte wahrzunehmen und 
einen Beitrag zu gesellschaftlichen Veränderungen zu leisten.

Nachdem wir so viele Ideen, Forderungen und Empfehlungen ausgearbeitet ha-
ben, stellte sich uns die Frage, wie und wann wir diese umsetzen wollen. Um eine 
strukturierte und umfassende Umsetzung zu gewährleisten, haben wir die Idee ei-
nes „Minority Youth Action Plan” entwickelt. Darin werden alle Aktivitäten der JEV 
und ihrer Mitglieder aufgeführt und zeitlich geordnet. Gleichzeitig wird jede Aktivität 
mindestens einer Empfehlung zugeordnet. Dadurch erreichen wir, dass: 

1.	Die Aktivitäten der JEV sowie ihrer Mitgliedsorganisationen werden sichtbar 
und die Partizipationsmöglichkeit an diesen Aktivitäten wird gefördert. Dadurch 
werden auch die Minderheiten mit ihren zahlreichen Aktivitäten insgesamt 
sichtbarer.

2.	Durch die Zuordnung zu einer speziellen Empfehlung wird das Weißbuch auch 
in den Mitgliedsorganisationen bekannter. 

3.	Es kann nachverfolgt werden, zu welchem Zeitpunkt und bei welcher Aktivität 
zu welchem Thema bzw. zu welcher Empfehlung gearbeitet wird und wo noch 
Handlungsbedarf besteht. 

Damit ist der „Minority Youth Action Plan” ein Steuerungs-und Planungsinstru-
ment, welches die Ergebnisse unserer Arbeit nachvollziehbar, transparent und 
messbar macht. Auf diese Weise haben unsere Mitglieder und andere Interessen-
ten die Möglichkeit an unseren Aktivitäten teilzuhaben, unser Netzwerk mitzuge-
stalten und Vielfalt zu leben!

6. Abschluss und ausblick
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„Living Diversity!  

Vielfalt leben!  

Жить разнообразие!  

Vive la diversité!”



Ar Vretoned (AVY)
Łužiscy Serbja (Pawk)

Danske i Sydslesvig (SdU)
Kaszëbe (POMORANIA)

Deutsche Nordschleswiger (DJN, JSP)
Bălgarite v Ungarija (BIE)

Südtiroler (SJR)
Occitan (CRGJOC)

Gradišćanski Hrvati (HAK, DGMU)
Ungarndeutsche (GJU)
Elsaß-Lothringer (LVJ)

Deutsche in Rumänien (ADJ)
Romániában élő magyarok (MISZSZ)

Koroški Slovenci (KSŠŠD, Mlada EL, KDZ)
Da Nordfrasche (Rökefloose)

Ils Rumantschs (GiuRu)
Deutsche in der Ukraine (DJU)

Ruotsinsuomalaiset Nuoret (RSN)
Vajdaságban élő magyarok (VIFO)

Slovenci v Italiji (MOSP)
Westerlauwerske Friezen (FYK)

Russlanddeutsche (JDR)
Ladins (GML)

Karpatendeutsche (KDJ)
Armãnji (VYCA, VYCM, Lunjina, CTarm)

Срби у Хрватској (SYF)
Sudetendeutsche (SdJ)

Batı Trakya Türkleri (Young ABTTF)
Slováci v Maďarsku (MASZFISZ)

Roma (SUMNAL)
Deutsche in Polen (BJDM)
Hrvati u Vojvodini (CroV)

Català (CELNO)
Русские в Эстонии (SiiN)


